






Absperrposten:
• Arbeiten nur außerhalb des Gleisbereichs

• Max. 3  Arbeitskräfte im Zugriffsbereich des Absperrpostens
• Keine Warnung vor Zugfahrten

Elektrische Gefährdung:
Oberleitung / Abspannleitung / Quertragwerke / Speiseleitung

• Hubbegrenzung (technisch möglich?)
• Bahnerdung (Maschinenbewegung?)
• Bahntechnische Unterweisung

• Schutzabstand   3 m / 1,5 m



Einweisung für Arbeiten im Gleisbereich      Dokumentationspflicht

Ansprechpartner:
Bauleiter / Polier / Technisch Berechtigter / Sicherungsaufsicht

Grundlage: Betriebs- und Bauanweisung / Sicherungsplan

Zugfahrten
• Wann / wo / wie wird gesichert?

Sicherungszeit? Sicherungslänge? Warnsysteme eingeschaltet?

• In welchen Gleisen fahren Züge?
Geschwindigkeiten / Fahrtrichtungen / Technische Sperrung / UV-Sperrung

• Verhalten nach Warnung
Wahrnehmbarkeitsprobe / Bedeutung der Signale / Sicherheitsraum

• Persönliche Schutzausrüstung
Warnkleidung / Gehörschutz / Fußschutz / Kopfschutz / ………..

• Weg zur Arbeitstelle und zurück
Queren von Gleisen?  Wege längs der Gleisanlage? 

Baumaschinen Zweiwegebagger / Arbeitszüge / ….

Fahrleitung Oberleitung / Abspannleitung / Quertragwerke / Speiseleitung / Arbeitsgrenzen
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Diplom Geologe Alexander Schwendner 
Leiter LGA-Inspektionsstelle Rüstungsaltlasten und Kampfmittel 

Bund Deutscher Feuerwerker und Wehrtechniker e.V. 

LGA Institut für Umweltgeologie und Altlasten GmbH 

Tillystraße 2; 90431 Nürnberg  

Tel. 0911 / 655 55 66 

alexander.schwendner@lga.de 

www.LGA-geo.de 

 

Neuigkeiten bei der Erkundung von Sprengplätzen seit 2009 

Es gibt 325 Verdachtsstandorte für Rüstungsaltlasten in Bayern. Sie werden seit 

1995 systematisch in einem gestuften Vorgehen erkundet. Projektträger ist das 

Bayerische Landesamt für Landesentwicklung und Umweltfragen. Von 1995 bis 2000 

erfolgten die historische Erkundung der Standorte und ihre Priorisierung. Seit 2000 

werden von den Wasserwirtschaftsämtern Amtsermittlungen auf der Grundlage des 

BBodSchG durchgeführt. Bei einem erheblichen Anteil der Verdachtsstandorte 

handelt es sich um ehemalige Sprengplätze. Zur Vereinheitlichung des Vorgehens 

hat die LGA-Institut für Umweltgeologie und Altlasten GmbH die Arbeitshilfe 

Sprengplätze erarbeitet, die im Jahr 2010 vom LfU veröffentlicht wurde. Sie gibt die 

Vorgehensweise bei der Erkundung für die Wirkungspfade Boden-Mensch und 

Boden–Grundwasser auf Sprengplätzen vor. Bei vielen Sprengplätzen hat sich der 

Verdacht hinsichtlich schädlicher Bodenveränderungen mittlerweile hinreichend 

bestätigt, sodass eine Detailuntersuchung erforderlich wird. Ein fachlicher Überblick 

über den Stand der Erkundungen fehlt zurzeit. 

Bei der Untersuchung eines Sprengplatzes nach BBodSchG ist es aus 

verschiedenen Gründen sinnvoll, neben dem Umweltaspekt auch 

kampfmitteltechnische Fragestellungen mit zu beurteilen, insbesondere wenn sich im 

Hinblick auf erkannte Gefahren ein Erfordernis aus haftungsrechtlichen Gründen 

ergibt. 

Der diesjährige Vortrag stellt drei aktuelle Sprengplatz-Fälle vor und beleuchtet diese 

aus beiden Blickwinkeln. 
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Fall 1: Ehemaliger US-Sprengplatz in Mittelfranken, Kategorie „L“ (OU) 

Der Platz wurde durch die LGA orientierend erkundet. Auf Grund offener Fragen bei 

der Beurteilung des Wirkungspfads „Boden-Nutzpflanze“ fand im November 2009 ein 

Treffen mit den betroffenen Fachstellen (LfL, LGL, LfU, AELF) und der LGA-IUA 

statt. Es wurde diskutiert, in Ergänzung zur bestehenden Arbeitshilfe Sprengplätze 

einen ergänzenden Anhang zum Pfad Boden-Nutzpflanze zu erstellen. Der 

Handlungsbedarf ist hier dringend – da für diesen Wirkungspfad bisher keine 

konkreten Untersuchungsvorgaben vorliegen und darüber hinaus Prüfwerte fehlen.  

Die LGA-IUA hat in ihrem Gutachten auf mögliche Kampfmittelbelastungen im 

Streugebiet des Platzes und die daraus möglicherweise resultierenden Gefahren bei 

landwirtschaftlicher Nutzung hingewiesen und eine Gefährdungsabschätzung 

vorgeschlagen. Die örtliche Sicherheitsbehörde erließ in der Folge für Sprengfeld 

und Streugebiet eine Nutzungsbeschränkung. 

Fall 2: Ehem. Explosionsstelle eines Munitionszugs und Sprengplatz (DU) 

Begründend für die Untersuchung war ein Munitionszug (ca. 450 t Ladung), der 1945 

durch Tiefflieger vollständig zur Detonation gebracht worden ist. Die davon 

geschleuderte Munition wurde in mehreren Kampagnen eingesammelt und auf einem 

eigens vor Ort eingerichteten Sprengplatz (Kat. S) vernichtet.  

Eine OU, die sich auf das Explosionsareal beschränkte, kam zur hinreichenden 

Bestätigung des Gefahrenverdachts für Boden, Mensch und Pflanze. Die von der 

LGA-IUA durchgeführte DU konnte den Verdacht hinsichtlich schädlicher 

Bodenveränderungen für den Bereich der Zugexplosion ausräumen und auf den 

Bereich des Sprengplatzes und den Pfad Boden – Grundwasser begrenzen. Im 

Grundwasser dominieren hier TNT, RDX und Nitronaphthaline. Letztere scheinen mit 

der Vernichtung von WKI-Munition auf dem Standort im Zusammenhang zu stehen, 

wofür es derzeit archivalisch aber keine Hinweise gibt. Der Sprengplatz hat eine 

Schadstoffahne gebildet, die aus RDX und Dinitronaphthalin besteht. Der Nachweis 

von DNN ist möglicherweise der erste seiner Art auf Sprengplätzen. Da die 

erzeugten Frachten gering und die Schadstofffahne wahrscheinlich stationär ist, sind 

Sanierungsmaßnahmen unverhältnismäßig.  

Der Standort zeichnet sich durch in etwa jährliche Funde von 

handhabungsunsicheren Granaten aus. Von übergeordneter Stelle wird derzeit kein 

Handlungsbedarf für eine Flächenräumung gesehen. Das LGA-Gutachten empfiehlt, 
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die vorliegenden Informationen zusammenzutragen und eine Gefährdungsabschätz-

ung vorzunehmen. Besonderes Augenmerk ist hierbei auf kampfmittelbelastete 

Flächen zu legen, die landwirtschaftlich genutzt sind. 

Fall 3: Ehemaliger US-Sprengplatz in Unterfranken (OU) 

Es handelt sich um einen Sprengplatz der Kategorie L bis XL, der intensiv und länger 

von amerikanischer und bayerischer Seite genutzt worden ist. Zur Lokalisierung der 

30 Trichter wurden erstmals geomagnetische und elektromagnetische Verfahren 

parallel eingesetzt. Die Oberflächenmischproben erwiesen sich als gering belastet. 

Die Schürfproben enthalten große Mengen an TNT und RDX sowie untergeordnet 

Centralit. Die Untersuchung von Sonderproben ergab darüber hinaus Hinweise auf 

die Vernichtung von Kampfstoff-haltigen Materialien (Chloracetophenon). Sie sind die 

ersten Indizien dieser Art auf Sprengplätzen in Bayern. Eine DU mit Untersuchung 

des Grundwassers wird empfohlen.  

Der Standort zeichnet sich durch eine extrem hohe Kampfmittelbelastung aus. Die 

Kampfmittel befinden sich vor allem in den Trichtern, sind aber auch an der 

Oberfläche zu finden. Offensichtlich werden sie durch tiefer in den Boden 

eingreifende Bearbeitungsmethoden vermehrt zu Tage gefördert. Diese Annahme 

wird durch die Ergebnisse der geomagnetischen Flächensondierungen gestützt. In 

diesem Fall ist bei der aktuellen Nutzung eine Gefährdung gegeben. Über 

Maßnahmen entscheidet die örtliche Sicherheitsbehörde. 

Ausblick 

Die drei vorgestellten Fälle zeigen, dass die gewissenhafte „ganzheitliche“ 

Beurteilung der Verhältnisse auf einem Sprengplatz im Rahmen einer Erkundung 

nach BBodSchG auch Auswirkungen auf den Aspekt „Kampfmittel“ haben kann. 

Bisher wurden in Bayern für Sprengplätze keine systematischen 

Gefährdungsabschätzungen - Kampfmittel durchgeführt. Sie sind jeweils Aufgabe der 

zuständigen örtlichen Sicherheitsbehörde. Da die Gemeinden aber nicht immer in 

Kampmittelfunde eingebunden sind, liegen hier keine vollständigen Daten vor. Im 

Gegenzug wird auch das Innenministerium, nicht über lokale Räum- oder 

Suchmaßnahmen informiert. Somit existiert in Bayern keine Stelle, bei der alle 

Kampfmittelinformationen, die für eine Gefährdungsabschätzung erforderlich wären, 

zusammenlaufen. Die Informationsbeschaffung würde sich schwierig gestalten: 
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Die sporadisch durchgeführten Nach-Räummaßnahmen ab 1960 bis ca. 1990 durch 

das Ministerium des Innern wurden zwar mit besserer Technik durchgeführt. Die 

Arbeiten sind jedoch unzureichend dokumentiert und erlauben oft nur eine 

eingeschränkte räumliche Zuordnung. 

Bei der heutigen Erfassung von Einzelfunden (auf Sprengplätzen) werden 

Informationen, die für eine Gefährdungsabschätzung-Kampfmittel erforderlich wären, 

nicht festgehalten. Dies sind z. B. genaue Ortsangabe bzw. örtlicher Bezug des 

Fundes (Trichterfeld, Streugebiet, Entfernung vom Trichterfeld), Fundszenario (z. B. 

bei Feldbestellung), Nutzung der Fundfläche, Tiefenlage des Kampfmittels, Zustand 

des Kampfmittels (Bezünderung; Zustand des Zünders, Möglichkeit der Detonation 

bei mechanischer Beanspruchung). 

Da Funde derzeit nur in Papierform dokumentiert werden, sind ortsbezogene 

Auswertungen mit großem Aufwand verbunden. 

Prognose 

Kampfmittel auf Sprengplätzen neigen nicht zur Selbstdetonation. Unfälle in der 

Vergangenheit mit Kampfmitteln von Sprengplätzen waren auf unsachgemäße 

Handhabung zurückzuführen. Detonationen – ausgelöst durch landwirtschaftliche 

Nutzung - sind bisher nicht aufgetreten. Die Schlussfolgerung, dass dieser Art 

Unfälle daher auch künftig ausbleiben werden, ist jedoch als kritisch anzusehen. 

Einerseits werden Kampfmittel durch fortschreitende Korrosion im Regelfall 

gefährlicher. Andererseits können tiefer liegende Kampfmittel durch Frosteinwirkung 

allmählich zur Geländeoberkante wandern. Jeder Sachverständige, der 

Untersuchungen nach BBodSchG auf Sprengplätzen durchführt, sollte sich bei 

Kampfmittelfunden der großen beurteilungstechnischen Verantwortung bewusst sein 

und ggf. auf Gefahrensituationen hinweisen. 
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Dipl.-Ing. Frank Dietsch 

Kontakt 
EBINGER Prüf- und Ortungstechnik GmbH 
Hansestraße 13 
51143 Köln 
Tel: ++49 – 2203 – 977 10 0 
Fax: ++49 – 2203 – 360 62 
Email: frank@ebinger.org 

 

Persönliche Informationen 
Dipl.-Ing. Elektrotechnik, 38 Jahre, verheiratet, wohnhaft in Köln 

 

Biographie 
1970 geboren in Meiningen, Thüringen 
1989 Abitur in Berlin 
1990 – 1996 Studium Elektrotechnik an der Humboldt-Universität zu Berlin 
1996 – 1998 Wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Humboldt-Universität zu Berlin 
1998 – 2001 Mitarbeiter bei SENSYS Sensorik und Systemtechnologie GmbH 
seit 2001 Mitarbeiter bei EBINGER Prüf- und Ortungstechnik GmbH 

 

 

EPAD und EPAS – moderne Werkzeuge zur Datenaufzeichnung und 
Datenauswertung in der Kampfmittelortung 

 
 
Seit 2008 bietet auch EBINGER Geräte und Software für die Datenaufzeichnung und 
Datenauswertung in der Kampfmittelortung an. Der besondere Fokus liegt dabei in 
der Berücksichtigung spezieller Gegebenheiten und Erfordernisse der 
Kampfmittelräumung in Entwicklungsländern: Neben einem mehrstufigen 
Anwenderkonzept gehört dazu auch das Angebot des Benutzerinterfaces in der 
jeweiligen Landessprache des Anwenders. 
Im Vortrag werden die verschiedenen Komponenten vorgestellt und ein Ausblick auf 
die weiteren Entwicklungen gegeben. 
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Beiträge des Amtes für Katastrophenschutz 
 
Zu diesem, dem Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein zugeordneten, 
Amt gehört der Kampfmittelräumdienst. Kampfmittelräumdienst und Katastrophen-
schutz sind die beiden Fachdezernate des Amtes. 
 
Jens Sternheim 
Amtsleiter  
 
Vita: 
Herr Jens Sternheim leitet das Amt für Katastrophenschutz, und damit auch den 
Kampfmittelräumdienst des Landes, seit 2010. Von 2005 bis dahin war er als stell-
vertretender Amtsleiter und Leiter des Dezernats Katastrophenschutz tätig. In diese 
Zeit fiel seine Mitarbeit am europäischen Projekt „Safe Coast“, mit Teilnehmern aus 
sechs Mitgliedsstaaten der EU. 
 
Vor dieser Zeit erlangte Sternheim die Befähigung für den höheren allgemeinen Ver-
waltungsdienst über viele Stationen und den erfolgreichen Abschluss eines Studiums 
der Verwaltungswissenschaften. Entsprechende Lehrgänge und Prüfungen absol-
vierte er innerhalb und außerhalb der Polizei, nachdem er 1975 zum Polizeiober-
wachtmeister ernannt worden war. 
 
Im Jahr 2007 übertrug ihm der damalige Staatssekretär die Projektleitung für die 
sprengtechnische Beseitigung von Kampfmitteln in einem Schutzgebiet von gemein-
schaftlicher Bedeutung (FFH). Durch persönliches Engagement, die notwendige Rü-
ckendeckung und eine konsequent auf langfristige Kooperation ausgerichtete Kom-
munikation mit allen Beteiligten des Verfahrens erreichte er einen Paradigmenwech-
sel von der Konfrontation zur Kooperation der Bewohner, Behörden und Verbände, 
mit zuvor zum Teil widerstreitenden Einzelinteressen. 
 
 

Von der Konfrontation zur Kooperation - ein "Lagebericht" 2006 bis 2011 in  
Bezug auf den Umgang mit herrenlosen Kampfmitteln in Gewässern in  

Schleswig-Holstein 
 
Zusammenfassung 
Kaum 2 Seemeilen vor dem Badestrand von Schönberg liegt eine Versenkungsstelle 
für maritime Großsprengkörper. Auf Haufen bis zu 6 Metern Höhe aufgeschichtet 
liegen dort seit 1945 rund 130 Ankertauminen, Torpedoköpfe und andere gefährliche 
Munition. 
 
Im Jahr 2006 erteilte die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung ihr Einvernehmen, die 
Gefahr zu erkunden, zu beurteilen und Maßnahmen der Kampfmittelbeseitigung zu 
empfehlen. Über mehrere Stationen kam es zu der Entscheidung, die Munition in der 
kürzesten, vertretbaren Distanz zum Fundort sprengtechnisch zu vernichten. Haupt-
grund dafür ist, dass nur so ausreichende Sicherheit für das eingesetzte Personal 
gegeben ist.  
 
Dabei musste außeracht gelassen werden, dass die Sprengungen innerhalb des zum 
Schutz von Schweinswalen ausgewiesenen EU-Schutzgebietes stattfinden würden. 
Nach rund 30 Sprengungen wurde der öffentliche Druck, den insbesondere die Um-
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weltverbände gegenüber der Landespolitik aufbauen konnten, so hoch, dass die 
Maßnahme durch die Hausleitung des Innenministeriums ausgesetzt wurde. 
 
Die bis dahin unmittelbar befassten Personen hatten sich in ihren unterschiedlichen, 
jeweils für sich vollkommen schlüssig begründeten, Standpunkten sowohl öffentlich 
(in den Medien), wie auch hinter den Kulissen, derart „verkämpft“, dass ein der Sa-
che angemessener Austausch kaum mehr möglich war. 
 
Eine neue Strategie musste her, denn es ist unstrittig, dass die Munitionsbeseiti-
gungsmaßnahme durgeführt werden muss. Eine ganze Reihe von Aktivitäten, teil-
weise parallel, teilweise nacheinander führten über den Zeitraum von acht Monaten 
zunächst dazu, dass die Verwaltung die Handlungsoptionen zurückerhielt und die 
Gefahrenabwehrmaßnahme ohne Proteste wieder aufnehmen konnte.  
 
Weitere zwei Jahre Arbeit mussten investiert werden, um den Prozess der systema-
tischen, sprengtechnischen Vernichtung unter den kritischen Augen der Umweltver-
bände und mit gemeinsam getragener Haushalts- und Rechtsgrundlage wieder auf-
nehmen zu können. 
 
Aus der Vielzahl der Maßnahmen seien genannt: 
 

• Transparente Informationen der Verwaltung im Internet 
• Kleine und mittlere Konferenzen in unterschiedlicher Besetzung 
• Bürgerbeteiligungen mit Gremien der kommunalen Selbstverwaltung 
• Zwei Medienfahrten zur Versenkungsstelle und eine Vielzahl von Einzelinter-

views 
• Zwei Fachkonferenzen zu modernen Methoden der Munitionsbeseitigung 
• Ein Runder Tisch Munition unter Beteiligung von Verbänden und Verwaltun-

gen aus Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein 
• Die enge Abstimmung der Vorgehensweisen der Kampfmittelräumdienst an 

der Ostsee 
• Die Gründung gemeinsamer Arbeitsgruppen aus Innen- und Umweltverwal-

tung, zunächst innerhalb des Landes, dann auf Ebene der Küstenländer mit 
dem Bund und nun im HELCOM-Rahmen, für die ganze Ostsee 

• Eine Vielzahl von Befassungen der Ausschüssen Innen und Recht, sowie 
Agrar und Umwelt des Schleswig-Holsteinischen Landtages 

• unzählige bilaterale Gespräche mit Vertretern von Verwaltungen, Verbänden 
und Unternehmen 

• mutige Entscheidungen und flexible Finanzierungen, auch mittels außerplan-
mäßig bereitgestellter Haushaltsmittel des Schleswig-Holsteinischen Landta-
ges 

 
Am 28. Februar 2011 wird die Kampagne 2011 beginnen.  
 
Das Amt für Katastrophenschutz informiert öffentlich und aktuell unter dem Stichwort 
„Regionale Informationen“ auf der Internetseite www.afk.schleswig-holstein.de 
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ALLGEMEINVERFÜGUNG 
 

zur Klassifizierung von Kampfmitteln 
für die innerstaatliche Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße 

durch die staatlichen Kampfmittelräumdienste der Länder 
(Allgemeinverfügung Kampfmittel) 

 
 
 

 

 
 
 
 
 

 1. Rechtsgrundlage 
 
1.1 Diese Allgemeinverfügung wird auf der Basis des § 8 Nummer 1. Buchstaben a) bis c) der  
 GGVSEB in Verbindung mit Absatz 2.2.1.1.3, Kapitel 3.3 Sondervorschrift 178 und Abschnitt  
 4.1.4.1 Verpackungsanweisung P 101 des ADR als Anleitung für die Klassifizierung von Kampfmit- 
 teln, die durch die staatlichen Kampfmittelräumdienste der Länder gemäß den Vorschriften des  
 ADR befördert werden sollen, erlassen. 
 
1.2 Nach dieser Allgemeinverfügung dürfen nur Kampfmittel befördert werden, die von einer Fachkun- 
 digen Person eines staatlichen Kampfmittelräumdienstes als sicher für die Beförderung im Stra- 
 ßenverkehr bewertet worden sind. 
 
1.3 Diese Allgemeinverfügung gilt ausschließlich für die unter den Begriffsbestimmungen aufgeführten  
 Kampfmittel und darf nur angewendet werden, wenn die unter Verpackungen und sonstigen Um- 
 schließungen angegebenen Bedingungen sowie die in dieser Allgemeinverfügung aufgeführten  
 Nebenbestimmungen eingehalten werden. 
 
2. Begriffsbestimmungen 
 
2.1 Kampfmittel: Im Sinne dieser Allgemeinverfügung sind Kampfmittel gewahrsamslos gewordene, zur  
 Kriegsführung bestimmte Stoffe und Gegenstände militärischer Herkunft und Teile solcher Gegen- 
 stände die 
 
2.1.1 Explosivstoffe oder Rückstände von Explosivstoffen enthalten oder daraus bestehen, 
 
2.1.2 Nebel-, Brand- und/oder Reizstoffe sowie chemische Kampfstoffe oder Rückstände dieser Stoffe  
 enthalten, 
 
2.1.3 Kriegswaffen oder wesentliche Teile von Kriegswaffen sind. 
 
 
 
 

 
Veröffentlichungen, auch auszugsweise, Hinweise auf Untersuchungen zu Werbezwecken und die Verarbeitung von Inhalten, bedürfen in jedem Einzelfalle  

der widerruflichen schriftlichen Einwilligung der BAM 
 

BAM/Fachgruppe II.3/Eck/Fachgruppe II.2/Dö/Allgemeinverfügung Kampfmittel 
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Seite 2 der Allgemeinverfügung zur Klassifizierung von Kampfmitteln 
 

 
 Bem. 1 Unbeschadet dazu können unterschiedliche Begriffsbestimmungen der Länder für deren  
   Vollzug  bestehen. Auf Kampfmittel, die nach Begriffsbestimmungen der Länder nicht  
   den in dieser Allgemeinverfügung beschriebenen Kampfmitteln entsprechen, ist diese  
   Allgemeinverfügung nicht anwendbar. 
 
 Bem. 2 Auf Kampfmittel mit chemischen Kampfstoffen ist diese Allgemeinverfügung nur in  
   Bezug auf die Klassifizierung anzuwenden. Die Beförderungsbedingungen von Kampf- 
   mitteln mit chemischen Kampfstoffen sind im Rahmen einer Einzelausnahme festzule- 
   gen. 
 
2.2 Fachkundige Person: Die Fachkundige und mit den Aufgaben der Kampfmittelräumung beauftragte  
 Person eines staatlichen Kampfmittelräumdienstes. 
 
3. Klassifizierung 
 
3.1 Die Kampfmittel sind von der Fachkundigen Person zu identifizieren, in Bezug auf eine sichere  
 Beförderung im Straßenverkehr zu bewerten und auf Transportfähigkeit zu untersuchen. Auf nicht  
 als transportfähig erklärte Kampfmittel ist diese Allgemeinverfügung nicht anwendbar.  
 
3.2 Die Fachkundige Person entscheidet, ob und welche geeigneten Verfahren vor Ort eingesetzt  
 werden müssen, bevor über eine Klassifizierung entschieden wird. Die Bewertung muss zeitnah vor  
 der Beförderung erfolgen. 
 
3.3 Die Fachkundige Person hat für transportfähig erklärte Kampfmittel dahingehend zu beurteilen, ob  
 sie gesammelt in einer Beförderungseinheit befördert werden dürfen, oder einzeln befördert werden  
 müssen. 
 
3.4 Da eine Prüfung nach dem Handbuch Prüfungen und Kriterien (siehe Begriffsbestimmungen unter  
 Abschnitt 1.2.1 ADR) bei Kampfmitteln unmöglich ist, hat abweichend von den in Absatz 2.2.1.1.2  
 ADR vorgeschriebenen Methoden für die Klassifizierung von explosiven Stoffen und Gegenständen  
 mit Explosivstoff der Klasse 1, die Zuordnung nach folgender Reihenfolge zu erfolgen: 
 
3.4.1 wenn es nicht ausgeschlossen werden kann, dass es sich um Kampfmittel mit chemischen  
 Kampfstoffen handelt, zur UN-Nummer 0020, MUNITION, GIFTIG, Klasse 1.2,  
 Verträglichkeitsgruppe K, 
 
3.4.2 wenn es nicht ausgeschlossen werden kann, dass es sich um Kampfmittel, die weißen Phosphor  
 enthalten, handelt, zur UN-Nummer 0243, MUNITION, BRAND, WEISSER PHOSPHOR,  
 Klasse 1.2, Verträglichkeitsgruppe H, oder 
 
3.4.3 in allen anderen Fällen, zur UN-Nummer 0465, GEGENSTÄNDE MIT EXPLOSIVSTOFF, N.A.G.,  
 Klasse 1.1, Verträglichkeitsgruppe F. 
 
3.5 Die Zuordnung zur UN-Nummer 0020 befreit nicht vom Beförderungsverbot gemäß Absatz  
 2.2.1.2.2 ADR; für die Beförderung ist jeweils eine Einzelausnahme nach § 5 GGVSEB der zustän- 
 digen Behörde erforderlich, allerdings ist diese Allgemeinverfügung in diesem Zusammenhang als  
 das für die Erteilung einer Einzelausnahme notwendige Gutachten anzusehen. 
 
4. Verpackungen und sonstige Umschließungen 
 
4.1 Zulässige Verpackungen 
 
4.1.1 Folgende Verpackungsarten dürfen verwendet werden: 
 Kampfmittel, die der UN-Nummer 0243 zugeordnet wurden, wie Brandbomben, sind ausschließlich  
 in Fässern aus Stahl mit abnehmbarem Deckel der Codierung 1A2 sowie in Kisten aus Stahl (4A)  
 oder Aluminium (4B) zu verpacken. 
 
 
 

 
Veröffentlichungen, auch auszugsweise, Hinweise auf Untersuchungen zu Werbezwecken und die Verarbeitung von Inhalten, bedürfen in jedem Einzelfalle  

der widerruflichen schriftlichen Einwilligung der BAM 
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Seite 3 der Allgemeinverfügung zur Klassifizierung von Kampfmitteln 
 

 
4.1.2 Freiliegender weißer Phosphor ist unter Wasser oder nassem Sand in geschlossenen, dichten  
 Metallverpackungen zu verpacken. 
 
4.1.3 Rauchentwickler und pyrotechnische Sätze, die sich bei Feuchtigkeit entzünden können, müssen  
 trocken gehalten werden. 
 
4.1.4 Kampfmittel, die der UN-Nummer 0465 zugeordnet wurden, sind zu verpacken in: 
 
4.1.4.1 Fässer aus Stahl, Aluminium oder Kunststoff mit abnehmbarem Deckel der Codierungen 1A2, 1B2  
 oder 1H2 oder 
 
4.1.4.2 Kisten aus Stahl (4A), Aluminium (4B), Naturholz (4C1 oder 4C2), Sperrholz (4D),  
 Holzfaserwerkstoff (4F), Pappe (4G), Kunststoff (4H1 oder 4H2) oder 
 
4.1.4.3 Säcke aus Kunststofffolie der Codierung 5H4. 
 
4.1.5 Freiliegende explosive Stoffe sind zu verpacken in: 
 
4.1.5.1 Fässer aus Kunststoff mit abnehmbarem Deckel der Codierung 1H2 oder  
 
4.1.5.2 Kisten aus Naturholz (4C1 oder 4C2), Sperrholz (4D), Holzfaserwerkstoff (4F). 
 
4.1.6 Die Verpackungen müssen für Gegenstände geprüft und zugelassen sein sowie den Prüfvorschrif- 
 ten des Abschnitts 6.1.5 für die Verpackungsgruppe II genügen.  
 
4.1.7 Übergangsweise dürfen auch Verpackungen verwendet werden, die vor dem Inkrafttreten dieser  
 Allgemeinverfügung bei den Kampfmittelräumdiensten vorhanden waren, soweit sie den vorge- 
 nannten Verpackungsarten entsprechen und die in dieser Allgemeinverfügung aufgeführten Anfor- 
 derungen an die Verpackungen erfüllen. 
 
4.2 Zulässige sonstige Umschließungen 
 
4.2.1 Als sonstige Umschließungen dürfen Boxpaletten aus Metall oder Kunststoff sowie beidseitig  
 verschließbare Kunststoffröhren verwendet werden. 
 
4.2.2 Die sonstigen Umschließungen dürfen eine Bruttomasse von 1000 kg nicht überschreiten. 
 
4.2.3 In Abstimmung mit der BAM dürfen auch besondere für den jeweiligen Anwendungsfall geeignete  
 Umschließungen verwendet werden.  
 
5. Anforderungen an Verpackungen und sonstige Umschließungen 
 
5.1 Alle Verpackungen und sonstigen Umschließungen müssen so ausgelegt und ausgeführt sein, 
 dass: 
 
5.1.1 die Kampfmittel geschützt werden, ihr Austreten verhindert wird und unter normalen Beförderungs-
 bedingungen, einschließlich vorhersehbarer Temperatur-, Feuchtigkeits- oder Druckänderungen, 
 keine Erhöhung der Gefahr einer unbeabsichtigten Auslösung eintritt; 
 
5.1.2 das Versandstück unter normalen Beförderungsbedingungen sicher gehandhabt werden kann; 
 
5.1.3 die Versandstücke den bei der Beförderung zu erwartenden Belastungen, z. B. durch vorhersehba- 
 re Stapelung, standhalten, ohne dass die von den Kampfmitteln ausgehenden Gefahren erhöht, die 
 Tauglichkeit der Verpackungen für die Aufnahme von Gütern beeinträchtigt und die Versandstücke 
 so verformt werden, dass sich ihre Festigkeit verringert oder dies zu einer Instabilität eines Stapels 
 von Versandstücken führen kann. 
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Seite 4 der Allgemeinverfügung zur Klassifizierung von Kampfmitteln 
 

 
5.2 Um eine übermäßige Verdämmung zu verhindern, dürfen Verpackungen aus Metall, die die Prüfkri- 
 terien der Verpackungsgruppe I erfüllen, nicht verwendet werden. 
 
5.3 Die Verschlusseinrichtung von Fässern aus Metall muss eine geeignete Dichtung enthalten; weist  
 die Verschlusseinrichtung ein Gewinde auf, muss das Eindringen von explosiven Stoffen in das  
 Gewinde verhindert werden. 
 
5.4 Nägel, Klammern und andere Verschlusseinrichtungen aus Metall ohne Schutzüberzug dürfen nicht 
 in das Innere der Außenverpackung eindringen, es sei denn, die explosiven Stoffe und Gegenstän- 
 de mit Explosivstoff sind durch die Innenverpackung vor einem Kontakt mit dem Metall wirksam ge- 
 schützt. Dies gilt nicht für zusammengepackte Bruchteile von Kampfmitteln, denen noch Reste des  
 Inhalts anhaften können; die dafür verwendeten Verpackungen und sonstigen Umschließungen  
 sind nach jeder Beförderung zu reinigen. 
 
5.5 Die Kampfmittel sind in den Verpackungen und sonstigen Umschließungen so zu sichern, z. B.  
 durch Verwendung von Innenverpackungen, Abstandshaltern oder Polsterstoffen, dass sie ihre  
 Lage in der Außenverpackung unter normalen Beförderungsbedingungen nicht in gefährlicher Wei- 
 se verändern können und es nicht zu einem Austreten der Kampfmittel kommen kann. Die metalle- 
 nen Teile der Gegenstände dürfen mit Verpackungen oder Verpackungsteilen aus Metall nicht in  
 Berührung kommen.  
 
5.6 Kampfmittel, die nicht in einer äußeren Umhüllung eingeschlossen sind, müssen so voneinander  
 getrennt werden, dass Reibung und Stöße verhindert werden. Zu diesem Zweck dürfen Polsterstof- 
 fe, Horden, unterteilende Trennwände in der Innen- oder Außenverpackung, Formpressteile oder  
 Behälter verwendet werden. 
 
5.7 Die Verpackungen und sonstigen Umschließungen müssen aus Werkstoffen, die mit den im Ver- 
 sandstück enthaltenen Kampfmitteln verträglich und gegenüber diesen undurchlässig sind, so her- 
 gestellt sein, dass weder eine Wechselwirkung zwischen den Kampfmitteln und den Werkstoffen  
 der Verpackung noch ein Austreten aus der Verpackung dazu führt, dass die Kampfmittel die Sich- 
 erheit der Beförderung beeinträchtigen oder sich die Gefahrenunterklasse oder die Verträglich- 
 keitsgruppe ändert. 
 
5.8 Das Eindringen von Kampfmitteln in die Zwischenräume der Verbindungsstellen von gefalzten  
 Metallverpackungen muss verhindert werden. 
 
5.9 Bei Kunststoffverpackungen darf nicht die Gefahr der Erzeugung oder der Ansammlung solcher  
 Mengen elektrostatischer Ladung gegeben sein, dass eine Entladung die Zündung, die Entzündung  
 oder das Auslösen des verpackten Kampfmittels verursachen könnte. 
 
5.10 Kampfmittel dürfen nicht in Innen- oder Außenverpackungen verpackt werden, in denen Unter- 
 schiede zwischen Innen- und Außendruck z. B. auf Grund thermischer oder anderer Wirkungen  
 eine Explosion oder ein Zubruchgehen des Versandstücks zur Folge haben können. 
 
5.11 Sofern freie explosive Stoffe oder explosive Stoffe eines nicht oder nur teilweise mit einer Umhül- 
 lung versehenen Gegenstands mit der inneren Oberfläche der Metallverpackungen (1A2, 1B2, 4A,  
 4B und Behälter aus Metall) in Kontakt kommen können, muss die Metallverpackung mit einer  
 Innenauskleidung oder -beschichtung ausgestattet sein, die jedoch durch diese explosiven Stoffe  
 nicht angegriffen oder erheblich geschwächt wird und keinen gefährlichen Effekt auslösen darf,  
 z. B. eine katalytische Reaktion oder eine Reaktion mit den explosiven Stoffen.  
 
5.12 Verpackungen und sonstige Umschließungen für pulverförmige oder körnige Stoffe müssen staub- 
 dicht oder mit einem staubdichten Innensack versehen sein. 
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6. Zusammenpacken 
 
6.1 Beim Zusammenpacken der Kampfmittel in einem Versandstück ist das Risiko einer Zündübertra- 
 gung möglichst gering zu halten. Kampfmittel, bei deren Zusammenpacken dieses Risiko erhöht  
 würde, sind in getrennten Versandstücken zu befördern. Insbesondere dürfen die folgenden Arten  
 von Kampfmitteln nicht untereinander und nicht mit anderen Kampfmitteln in einem Versandstück  
 zusammengepackt werden: 
 
6.1.1 freiliegende explosive Stoffe, die gemäß Begriffsbestimmungen nach Abschnitt 1.2.1 des ADR  
 gefährllich miteinander reagieren können, 
 
6.1.2 sprengkräftige Zünder, 
 
6.1.3 Gegenstände mit Leucht- oder Signalmitteln, 
 
6.1.4 erkennbare Brandmunition mit selbstentzündlichen Stoffen. 
 
6.2 Kampfmittel dürfen nicht mit sonstigen Gütern, wie Arbeitsgeräten, in einem Versandstück zusam- 
 mengepackt werden. 
 
7. Nebenbestimmungen 
 
7.1 Folgende Nebenbestimmungen sind zu beachten: 
 
7.1.1 Während der Beförderung dürfen an der Außenseite der Verpackungen oder sonstigen Umschlie- 
 ßungen keine gefährlichen Reste von Kampfmittel anhaften. 
 
7.1.2 Es sind EX/II- oder EX/III-Fahrzeuge zu verwenden. 
 
7.1.3 Die Fachkundige Person hat dafür zu sorgen, dass Versandstücke mit Kampfmitteln und große un- 
 verpackte Kampfmittel auf dem Fahrzeug durch geeignete Mittel so gesichert werden, dass die An- 
 forderungen gemäß Abschnitt 7.5.7 ADR erfüllt sind. 
 
 Bem. Für Kampfmittel, die als große Gegenstände unverpackt befördert werden, ist jeweils  
   eine Einzelausnahme nach § 5 GGVSEB der zuständigen Behörde erforderlich, aller- 
   dings ist diese Allgemeinverfügung in diesem Zusammenhang als das für die Erteilung  
   einer Einzelausnahme notwendige Gutachten anzusehen. 
 
8. Angaben im Beförderungspapier 
 
8.1 Wird diese Allgemeinverfügung in Anspruch genommen, so ist im Beförderungspapier auf diese  
 Allgemeinverfügung zu verweisen oder eine Kopie dieser Allgemeinverfügung beizufügen. 
 
8.2 Weiterhin ist der offiziellen Benennung für die Beförderung gemäß Absatz 5.4.1.1.3 des ADR der  
 Ausdruck „ABFALL“ voranzustellen. Bezüglich der Schreibweise gilt Absatz 5.4.1.1.2 des ADR. 
 
8.3 Auf die gemäß Kapitel 3.3 Sondervorschrift 274 vorgeschriebene technische Benennung darf ver- 
 zichtet werden. 
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Gerhard Kilian ,  
Leitender Polizeidirektor a.D. 

 

   
1940 geb. in Berlin  
1955 - 1958 Ausbildung Maschinenbauer  
1958 - 1968 Der Polizeipräsident in Berlin Ausbildung und Verwendung  
 Bereitschaftspolizei  
 Bautechnischer Dienst , Sprengscheininhaber  
1968 - 1970 Studium gehobener Dienst  
 Diplomverwaltungswirt  
1970 - 1972 Sachgebietsleiter Waffen + Munition im US-Sektor  
1972 - 1973 Verbindungsoffizier beim US-Stadtkommandanten  
1973 -1974 Zugführer eines Einsatzkommandos City  
1974 - 1975 Wachleiter Bahnhofswache Zoo  
1975 - 1977 Studium höherer Dienst PFA Hiltrup/Münster  
1977 - 1978 Polizeirat vom Dienst Direktion City  
1978 - 1979 stellv. Abteilungsleiter Einsatzabteilung Direktion City 
1979 - 1986 Abschnittsleiter 31 Direktion City  
1986 - 1990 Leiter Technische Einsatzabteilung  
1990 - 1991 Leiter Polizeidirektion Süd  
1991 - 1995 Dezernatsleiter Lagedienst Landespolizeidirektion  
1995 Stabsleiter Landesschutzpolizeiamt  
1995 - 2000 Leiter Polizeidirektion West  
 
Gefahrenabwehr bei der Kampfmittelräumung aus der Sicht des Polizeirechts 

 Unterschiedliche gesetzliche Zuweisung der Ordnungsaufgabe 

„Kampfmittelräumung“ in den Bundesländern 

 
 Unterschiedliche Organisation der „Kampfmittelräumdienste“ 

--Privatwirtschaft / Beliehene 

--Staatliche Organisation 

 
 Unterschiedliche fachliche Aufgaben zwischen 

--Spezialfachlicher Identifizierung und Klassifizierung des Kampfmittels + 

--Spezialfachlicher Delaborierung 

und 

--Eingriffsmaßnahmen in die Rechte Unbeteiligter zur Abwehr der Gefahr für 

 die Öffentliche Sicherheit aufgrund des  Polizeigesetzes des Bundeslandes 

 Schnittstelle zwischen beiden eigenständigen Aufgaben: 
 

Bestimmung des Sicherheitsbereiches 
aufgrund bestehender Vorschriften , z.B. BGV C24 + IMAS 10.20    
beträgt dieser 1.000 Meter       
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Keine Kompetenz des Feuerwerkers zur Reduzierung des  
Sicherheitsbereiches !? 
 
Keine Kompetenz des Polizeivollzugsdienstes oder der Kommune/Politiker zur 

Reduzierung des Sicherheitsbereiches bzw. Einwirkung auf den Feuerwerker! 

 
 Eigenverantwortliche Maßnahmen durch zuständige Polizeivollzugsbeamte 

--Eingriffe in den öffentlichen Straßenverkehr 

--Eingriffe in den öffentlichen Personennahverkehr 

--Eingriffe in den Schienenverkehr / Veranlassung von Maßnahmen der 

  Bundespolizei / Bahnpolizei 

--Sperrung von Bundeswasserstraßen und sonstigen Wasserwegen 

--Räumungs- und Evakuierungsmaßnahmen von Krankenhäusern/Schulen/ 

  Altenheimen/Wohnsiedlungen etc. 

--Veranlassung der Sperrung des Luftraumes (Luftverkehrsgesetz) 

--Einstellung von Produktionsstätten, Fertigungsstraßen etc. 

 Verantwortung aller Eingriffsmaßnahmen nach dem Polizeigesetz 

ausschließlich durch die Behörde und die handelnden 

Polizeivollzugsbeamten, niemals durch den Feuerwerker! 

 Sicherheitsbereiche ergeben sich aus bestehenden Vorschriften, die staatliche 

oder Berufsgenossenschaften erstellt/erlassen haben. 

 Schadensersatzansprüche können sich aufgrund der Rechtseingriffe nur 

gegen die handelnde Behörde richten (Amtshaftung gem.§839 BGB / Art. 34 

GG) 

 

Fazit : 

Wenn dem Staat/Kommune die möglichen Kosten für die Schaffung des 

Sicherheitsbereiches von 1.000 Meter bei Stahlsprengungen und die möglichen 

Schadensersatzansprüche zu hoch sein sollten, dann ist es Aufgabe des Staates im 

Rahmen der Daseinsvorsorge für den Bürger neue Arbeitstechniken und Vorschriften 

zu schaffen, die in Zusammenarbeit mit der BAM, Universitäten und einschlägigen 

Fachfirmen durch entsprechende Forschungsvorhaben und empirische Versuche 

erstellt werden sollten. 

Die Kostenverteilung zwischen der Bergung und Beseitigung ehemaliger 

reichseigener Kampfmittel und alliierter Kampfmittel sollte aufgegeben werden! 
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Die sporadisch durchgeführten Nach-Räummaßnahmen ab 1960 bis ca. 1990 durch 

das Ministerium des Innern wurden zwar mit besserer Technik durchgeführt. Die 

Arbeiten sind jedoch unzureichend dokumentiert und erlauben oft nur eine 

eingeschränkte räumliche Zuordnung. 

Bei der heutigen Erfassung von Einzelfunden (auf Sprengplätzen) werden 

Informationen, die für eine Gefährdungsabschätzung-Kampfmittel erforderlich wären, 

nicht festgehalten. Dies sind z. B. genaue Ortsangabe bzw. örtlicher Bezug des 

Fundes (Trichterfeld, Streugebiet, Entfernung vom Trichterfeld), Fundszenario (z. B. 

bei Feldbestellung), Nutzung der Fundfläche, Tiefenlage des Kampfmittels, Zustand 

des Kampfmittels (Bezünderung; Zustand des Zünders, Möglichkeit der Detonation 

bei mechanischer Beanspruchung). 

Da Funde derzeit nur in Papierform dokumentiert werden, sind ortsbezogene 

Auswertungen mit großem Aufwand verbunden. 

Prognose 

Kampfmittel auf Sprengplätzen neigen nicht zur Selbstdetonation. Unfälle in der 

Vergangenheit mit Kampfmitteln von Sprengplätzen waren auf unsachgemäße 

Handhabung zurückzuführen. Detonationen – ausgelöst durch landwirtschaftliche 

Nutzung - sind bisher nicht aufgetreten. Die Schlussfolgerung, dass dieser Art 

Unfälle daher auch künftig ausbleiben werden, ist jedoch als kritisch anzusehen. 

Einerseits werden Kampfmittel durch fortschreitende Korrosion im Regelfall 

gefährlicher. Andererseits können tiefer liegende Kampfmittel durch Frosteinwirkung 

allmählich zur Geländeoberkante wandern. Jeder Sachverständige, der 

Untersuchungen nach BBodSchG auf Sprengplätzen durchführt, sollte sich bei 

Kampfmittelfunden der großen beurteilungstechnischen Verantwortung bewusst sein 

und ggf. auf Gefahrensituationen hinweisen. 
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Brandrat Dipl.-Ing. Gregor Fleischmann 
Landeshauptstadt Hannover 
Fachbereich Feuerwehr 
Sachgebiet Sondereinsatzplanung und Kampfmittelbeseitigung 
Feuerwehrstraße 1 
30169 Hannover 
 
Tel.:  0511 / 912 - 1201 
Fax:  0511 / 912 – 1510 
E-Mail: gregor.fleischmann@hannover-stadt.de 
Postfach: kampfmittelbeseitigung@hannover-stadt.de 
 
 
Geboren 1980 in Hannover; verheiratet 
 
2000  Abitur 
2000 - 2001 Wehrersatzdienst 
2001 - 2007 Studium des Bauingenieurwesens 
2007 - 2009 Ausbildung des höheren feuerwehrtechnischen Dienstes 
seit 2009 Sachgebietsleiter Sondereinsatzplanung und Kampfmittelbeseitigung  
 
 
Kampfmittelbeseitigungen aus Sicht einer Gefahrenabwehrbehörde 
 
Die Beseitigung von Bombenblindgängern und anderen Munitionsfunden stellt für die 
Kampfmittelbeseitigungsdienste der Länder und Kampfmittelräumfirmen eine große 
Herausforderung mit teils schwer einschätzbaren Risiken dar. Auch die örtlich zuständigen 
Gefahrenabwehrbehörden werden hierbei mit komplexen Aufgabenstellungen konfrontiert, 
die teilweise zu erheblichen Eingriffen in das öffentliche Leben führen. Ziel dieser 
Aufgabenstellungen ist es, eine Gefährdung für die Bevölkerung und Sachwerte während 
der Entschärfung und Beseitigung von Munitionsaltlasten zu vermeiden und die Arbeit der 
Kampfmittelbeseitigungsdienste zu unterstützen. 
 
 
Für das Gebiet der Landeshauptstadt Hannover werden im Bereich des Fundes von 
Großbomben grundsätzlich drei Verfahren unterschieden: 
 

1) Sogenannte Akutfunde, die infolge von Baumaßnahmen mit und ohne 
vorangestellte technische Erkundungen zu Tage gefördert werden. 

 
2) Planbare, kurzfristige  Kampfmittelbeseitigungen im Rahmen von Baumaßnahmen, 

infolge von messbaren Anomalien während der technischen Erkundungen. 
 

3) Planbare Kampfmittelbeseitigungen infolge intensiver Luftbildauswertungen, die im 
Rahmen des Flächenräumprogramms im Land Niedersachsen durchgeführt 
werden. 

 
Obwohl die zugrunde liegenden Planungen sowie die systematische Abarbeitung der 
notwendigen Gefahrenabwehrmaßnahmen in allen genannten Fällen ähnlich ist, 
unterscheiden sich die Rahmenbedingungen, die Erfordernisse und der Aufwand stark 
voneinander. Während der zufällig freigelegte Akutfund in der Regel keiner baulichen 
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sowie technischen Vor- und Nachbereitung bedarf, kommt es in den beiden anderen 
Situationen u. a. häufig zu folgenden Anforderungen: 
 

• Geotechnischen Stellungnahmen 
• Beweissicherungen 
• Leitungsabfragen 
• Standfestigkeitsnachweise/statische Folgeabschätzungen 
• Wasserhaltung 
• Baugrubenverbau 
• Bauliche Kompensationsmaßnahmen  

 
 
Sind die technischen Möglichkeiten zur genauen Bestimmung der Objektart, -größe, -form 
und -lage ausgeschöpft und erhärten den Verdacht eines vorhandenen 
Sprengbombenblindgängers, ist die Eröffnung des Verdachtspunktes erforderlich. An 
dieser Stelle ist zu erwähnen, dass der zu leistende Aufwand für die 
Gefahrenabwehrbehörde unabhängig von der Anzahl der Blindgängerverdachtspunkte 
(BVP) nahezu gleich groß ist. Insbesondere im Fall von planbaren 
Kampfmittelbeseitigungen empfiehlt es sich räumlich dicht beieinander liegende BVP im 
Rahmen einer Beseitigungsmaßnahme zu bearbeiten, um die Belastung u. a. für die 
Bevölkerung und betroffenen Wirtschaftsbetriebe zu verringern. Daher werden in der 
Landeshauptstadt Hannover derartige Evakuierungen grundsätzlich am Wochenende, 
außerhalb der Ferien, unter Berücksichtigung von Feier- und Festtagen, Veranstaltungen 
sowie Kapazitäten von Einsatzkräften und -mitteln möglichst nur einmal im Jahr für 
denselben Personenkreis durchgeführt.    
 
 
Zum Schutz der Bewohnerinnen und Bewohner wird um jeden BVP ein Radius von jeweils 
1.000 m gelegt. Der daraus resultierende Sicherheitsbereich wird eng mit dem 
Kampfmittelbeseitigungsdienst sowie der zuständigen Polizeidienststelle abgestimmt. Im 
Rahmen der weiterführenden Einsatzplanung werden folgende Aufgaben erledigt: 
 

• Bestimmung der Bevölkerungsverteilung: 
o Anzahl und Dichte der betroffenen Bürgerinnen und Bürger 
o Alter- und Sozialstruktur 
o Erfahrungen mit Kampfmittelbeseitigungen 

 
• Unter Berücksichtigung der o. g. Verteilung werden Buspendelrouten mit 

betreuten Haltestellen eingesetzt sowie eine ausreichende Kapazität an zu 
erwartenden Sitzend- und Liegentransporte vorgehalten. 

 
• Darüber hinaus werden in Abhängigkeit des Sicherheitsbereiches geeignete  

Betreuungsstellen festgelegt, die u. a. folgende Kriterien erfüllen müssen: 
o Genügend Möglichkeiten für die sitzende sowie liegende Bevölkerung 
o Gute Zugänglichkeiten (insbesondere barrierefrei)  
o Großzügige An- und Abfahrtsverhältnisse für Einsatzkräfte und Private 
o Angemessene Anzahl und Ausstattung der sanitären Einrichtungen 

 
• Erstellung einer Liste der betroffenen Straßen und Plätze unter Berücksichtigung 

der vorhandenen Infrastruktur und baulichen Gegebenheiten.  
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• Treffen von Abstimmungen mit den Vertretern und Fachberatern des 
öffentlichen und individuellen Personennah- und Fernverkehrs; z. B.:  

o Verkehrsbetriebe für Busse und Stadtbahnen  
o Deutsche Bahn 
o Wasserschifffahrtsamt 
o Flughafenbetreiber 
o Straßenverkehrsbehörden 

 
• Durchführung von Absprachen mit den Energie- und Versorgerbetrieben; z. B.: 

o Strom  
o Wasser 
o Gas  
o Fernwärme 
o Kommunikation 
 

• Bedarfsermittlung von besonderen Objekte; z. B.:   
o Alten- und Pflegeheime 
o Krankenhäuser 
o Schulen und Internaten 
o Versammlungsstätten 
 

• Berücksichtigung von vorhandenen Gewerbe und Industrie 
 
• Bereitstellung von Bevölkerungsinformationen: 

o Verteilung einer mindestens viersprachigen Flugblattsendung 
o Verteilung von Aushängen 
o Pressemitteilungen (Funk, Fernsehen sowie Printmedien) 
o Internetauftritt 
o Schaltung eines Bürgertelefons 
 

• Festlegung eines Zeitplans  
 

• Planung der verfügbaren und erforderlichen Einsatzkräfte sowie -mittel 
 
 
Des Weiteren ist stets mit dem schlimmsten Szenario zu rechnen. Sollten eine oder 
mehrere Sprengbomben sich vor Ort nicht entschärfen lassen und müssen ggf. auf einen 
dafür vorgesehenen Sprengplatz transportiert oder gar an der Fundstelle gesprengt 
werden, sind entsprechende Kompensationsmaßnahmen zu treffen. Hierfür hält die 
Landeshauptstadt Hannover u. a. eine größere Menge an BigBags und Großballen Stroh 
vor. Zusätzlich unterstützt der Fachbereich Feuerwehr mit technischen Geräten wie 
beispielsweise Teleskop- und Radlader sowie mit mehreren Wechselladerfahrzeugen, die 
jeweils über einen leistungsstarken Ladekran verfügen.   
 
 
Landeshauptstadt Hannover im Februar 2011 
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Dr.-Ing. Jürgen Braunstein, born in 1963, Authorised Signatory (Prokurist) and 
Sales Director for Vallon GmbH as of 2005.  Vallon GmbH is one of the leading com-
panies in the world for metal detection and bomb location – hardware and software. 

Furthermore, Dr. Braunstein serves as Deputy Sales Director for Force Ware GmbH, 
a daughter company of Vallon GmbH.  Force Ware offers body protection and tools 
for EOD and demining. 

2000 – 2005 Technical Director for OSMOS GmbH: Production of sensors and soft-
ware for structural safety of civil engineering objects.  Recipient of the 2004 Frost & 
Sullivan Award for Customer Value Enhancement in the Test & Measurement indus-
try. 

1997 – 2000 Fraunhofer Society, Department Head R&D: High-power diode lasers, 
thermal imaging, night vision, search heads. 

1996 Fraunhofer Society group leader R&D: Microwave circuits, RF-measurement 
techniques, RF circuit design. 

1993 RWTH Aachen, PhD on high-frequency devices and circuits, faculty of electrical 
engineering. 

 

Suche von Bombenblindgängern mit Bohrlochmessungen mit 
differenziellen Magnetometern bis ±300.000 nT 

Jürgen Braunstein, Gerhard Vallon, Vallon GmbH 
Im Grund 3, 72800 Eningen, Deutschland 

www.vallon.de 

Kurzfassung 

Bei der Kampfmitteldetektion werden je nach Aufgabe eine Reihe verschiedener 
Messverfahren oder Detektionssysteme eingesetzt. Wegen der beschränkten Tiefen-
reichweite der Systeme können von der Oberfläche nur die nicht zu tief liegenden 
Blindgänger gefunden werden. Um tiefer liegende Bombenblindgänger detektieren 
zu können, kann man Messtechnik in Bohrlöcher ablassen, die es erlaubt seitlich und 
nach unten Bombenblindgänger zu finden. Bei geeigneter Wahl der Messtechnik und 
des Bohrlochabstands kann somit die Detektionstiefe vergrößert werden. 

Differenzielle Magnetometer werden oft für die Suche von Bombenblindgängern mit 
der Bohrlochtechnik eingesetzt. Ein Problem, das sich dabei stellt, sind ungünstige 
Bebauungsverhältnisse, die einen hohen Störeinfluss auf die Messungen haben oder 
gar die Messgeräte an den Rand Ihrer Messbereiche bringen. In der Regel werden 
diese Messungen schwierig oder unmöglich, wenn man zu nahe an große Eisen- 
oder Stahlkörper kommt, z. B. bei Spundwänden oder Bodenankern. Die Messungen 
werden unmöglich, weil z. B. bereits durch die Spundwand als solches der Messbe-
reich des differenziellen Magnetometers überschritten wird und infolgedessen die 
Anzeige übersteuert ist. 

VALLON GmbH ist Hersteller von differenziellen Magnetometern für Bohrlochmes-
sungen und bietet unter anderem mit dem VXB3 ein System mit einem Messbereich 
von ±300.000 nT an, das auch neben Spundwänden noch eingesetzt werden kann, 
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ohne dass das System übersteuert wird. Es zeichnet sich nicht nur durch den großen 
Messbereich, sondern auch durch einfache Bedienbarkeit und einfache Auswertung 
der Daten aus. Zusammen mit dem SEPOS®-System von VALLON GmbH werden 
die Messdaten gemeinsam mit den Tiefenkoordinaten abgespeichert. Die Messdaten 
werden dabei im automatischen Modus gemessen: Die Messung startet automatisch 
beim Hochziehen des Sensors und schaltet automatisch ab, wenn der Sensor aus 
dem Bohrloch herauskommt. 

Das VXB3 ist in Deutschland im Einsatz und darf auch im Staatsgebiet der Freien 
und Hansestadt Hamburg uneingeschränkt für die Kampfmittelsuche eingesetzt wer-
den. Die behördlichen Freigaben liegen dafür vor. 

Für die Datenaufnahme der Bohrlochmessungen stellt VALLON GmbH mit der VAL-
LON EVA2000® Mobile ein Softwarepaket für einen PDA (Personal Digital Assistant) 
zur Verfügung, mit dem die Daten erfasst, dargestellt, gespeichert und exportiert 
werden können. Somit haben die Bediener die Möglichkeit, noch vor Ort die Qualität 
der Messungen zu beurteilen, ohne die Daten zu andern Systemen exportieren zu 
müssen. Da der PDA die Bohrlochanordnung maßstabsgerecht darstellt, wird die 
Verwechslungsgefahr der Bohrlöcher bei der Datenaufnahme minimiert. 

Das Softwarepaket VALLON EVA2000® 2.23 wird auf PC, Tablet-PC oder Laptop in-
stalliert und erlaubt zusätzlich zur Funktionalität von VALLON EVA2000® Mobile die 
komfortable Auswertung der Bohrlochmessungen, sodass die Kenndaten von Ver-
dachtspunkten angegeben werden können. 
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Dr.-Ing. Kay Winkelmann 
SENSYS Sensorik und Systemtechnologie GmbH 
Rabenfelde 5 „Intersputnik“ 
15526 Bad Saarow OT Neu Golm 
Tel: 033631/596-50 Fax: -52 
Internetseite: http://www.sensys.de 
 

 
Dr.-Ing. Kay Winkelmann 
Geschäftsführer 
Email: kwinkelmann@sensys.de 
 
1973 geboren in Berlin 
1993 Abitur in Münster (Westfalen) 
1993 – 1994 Wehrdienst LLSanKP 270 (Varel/Friesland) 
1995 – 2000 Studium Umweltingenieurwesen an der Brandenburgischen 

Technischen Universität Cottbus, Dipl.-Ing. 
2000 – 2005 Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl Altlasten der 

Brandenburgischen Technischen Universität Cottbus 
2005 Dissertation an der Brandenburgischen Technischen Universität 

Cottbus, Dr.-Ing. 
2006 Umweltreferent der Niederlassung Brandenburg/Berlin der 

Bodenverwertungs- und -verwaltungsgesellschaft mbH (BVVG) 
seit 2007 Geschäftsführer der SENSYS Sensorik und Systemtechnologie 

GmbH in Bad Saarow 
 
 
 
Magnetische und elektromagnetische Flächensondierung im Vergleich – 
Möglichkeiten, Grenzen und Synergien 
 
Stand der Technik für die Kampfmittelsuche in Deutschland und den meisten 
europäischen Ländern ist der Einsatz von passiven, magnetischen Messverfahren. 
Zumeist werden als Sonden in der Oberflächen- und Bohrlochsondierung Fluxgate-
Vertikalgradiometer eingesetzt. Darüber hinaus setzen sich aufgrund ihrer Vorteile 
für bestimmte Anwendungen 3-Achs-Fluxgate-Magnetometer zunehmend durch. In 
der Voruntersuchung von kampfmittelbelasteten Flächen bzw. für die Detektion von 
Kampfmitteln auf großen Flächen mit geringen Störpunktdichten haben sich passive, 
magnetische Multikanalsysteme mit digitaler Datenerfassung, Kartierung der 
Messwerte als interpolierte Farbkarten und anschließender Objektauswertung 
durchgesetzt. 
 
Im Gegensatz zu den USA, wo überwiegend aktive elektromagnetische Verfahren für 
die Kampfmittelsuche und die Kartierung von kampfmittelverdächtigen Flächen 
eingesetzt werden, spielen elektromagnetische Systeme in Deutschland und Europa 
bislang nur eine untergeordnete Rolle. Elektromagnetische Suchgeräte sind in der 
Kampfmittelräumung in Europa vor allem als Metalldetektoren für die Suche nach 
oberflächennahen und kleinen metallischen Objekten bekannt. Dies ist vor allem 
darauf zurückzuführen, dass in Europa vornehmlich nach Kampfmitteln aus dem II. 
Weltkrieg gesucht wird. Diese wurden überwiegend aus ferromagnetischen 
Werkstoffen gefertigt und weisen in der Regel große permanente 
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Magnetisierungsanteile auf, die teilweise erst eine passive magnetische Detektion 
ermöglichen.  
 
Elektromagnetische Systeme beruhen auf der Anregung eines elektromagnetischen 
Primärfeldes mit einer Sendespule. Bei Abschaltung dieses Primärfeldes werden in 
leitfähigen Körpern im Untergrund (insbesondere in metallischen Objekten) 
Wirbelströme induziert. Diese Wirbelstromsysteme brechen unmittelbar wieder 
zusammen und erzeugen ihrerseits elektromagnetische Sekundärfelder, die mit Hilfe 
der Empfangsspule(n) von elektromagnetischen Systemen messtechnisch erfasst 
werden. 
 
Der Hauptvorteil von elektromagnetischen Systemen liegt darin, dass sowohl Objekte 
aus Eisenmetallen (ferromagnetische Werkstoffe) als auch aus Nichteisenmetallen 
erfasst werden. Der Nachteil liegt in der Regel in einer geringeren erreichbaren 
Detektionstiefe. Elektromagnetische Systeme haben aber große Vorteile dort, wo 
erhebliche Störpotenziale in Form von großen Störkörperdichten oder extern 
verursachten, zeitlich und örtlich variablen Magnetfeldern die Nutzung von passiven 
magnetischen Systemen nicht oder nur eingeschränkt zulassen. Auch ist das 
Messsignal in der elektromagnetischen Sondierung unabhängig von stark variablen 
Anteilen wie zum Beispiel der permanenten Magnetisierung von Objekten bei 
passiven magnetischen Sondierungen. Letztere kann für Objekte gleichen Typs stark 
unterschiedlich ausgeprägt sein und stellt damit einen erheblichen 
Unsicherheitsfaktor in der Auswertung von passiven magnetischen Messungen dar. 
Bei der elektromagnetischen Sondierung hängt die Signalantwort dagegen 
ausschließlich von der Objektgröße, isotropen Materialeigenschaften (elektrische 
Leitfähigkeit / elektrischer Widerstand) sowie der Tiefenlage und der Orientierung 
des Objektes ab und ist ansonsten für Objekte gleichen Typs weitgehend konstant. 
 
Elektromagnetische Systeme eignen sich deshalb gut für die Sondierung von 
Flächen, die mit magnetischen Systemen nicht oder nur eingeschränkt sondierbar 
sind, zum Beispiel: 
 

• Sondierungen in der Nähe von Spundwänden, Leitplanken oder bewegten 
Fahrzeugen 

• Sondierungen auf Flächen, die mit Magnetsplittern (z.B. Flächen, bei denen 
beim Freischnitt auch Lautsprechermagnete mit geschreddert wurden) 

• Sondierungen auf asphaltierten Flächen (die in Asphalt oft enthaltene 
Hochofenschlacke weist häufig remanenten Magnetismus auf, ist aber nicht 
elektrisch leitfähig) 

• Sondierungen auf Flächen mit Armierung oder ferromagnetischen Einbauten 
(solange die Armierung nicht flächendeckend ist und die „Maschenweite“ 
größer ist als die Spulengröße der verwendeten Systeme) 

• Sondierung auf Flächen mit „modernen“ Kampfmitteln aus Nichteisenmetallen, 
die bei der Suche mit Magnetometern nicht erfasst werden 

 
Aus den vorgenannten Gründen bietet SENSYS hochauflösende elektromagnetische 
Multikanal-Messsysteme  nach dem Prinzip der Zeitbereichselektromagnetik (engl. 
Time-Domain Electromagnetics / TDEM) für die Kampfmittelsondierung an:  
 

• Fahrzeuggestütztes Altlasten- und Munitionsortungs-System (AMOS) mit 8 
Kanälen für die hochauflösende Sondierung großer Flächen mit hochgenauer 
DGPS-Ortsreferenzierung  
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• EMD1/3-Kanal mit 3 Kanälen für die handgestützte, räumlich hochauflösende 
Kartierung von kleineren und größeren Objekten auf kleineren Flächen 

• EMD1/1-Kanal für die handgestützte Suche nach größeren, tieferliegenden 
Objekten auf kleineren Flächen 

 
Die wesentlichen Eigenschaften dieser Systeme sind 
 

• hohe Empfindlichkeit für die Detektion von metallischen Objekten sowohl 
aus Eisen- als auch aus Nichteisenmetallen, 

• hohe räumliche Auflösung durch Verwendung von mehreren kleinen, 
teilweise einander überlagernden Empfangsspulen, 

• sehr gute Objekttrennung auch bei mehreren nah aneinander liegenden 
Objekten, 

• sehr genaue Bestimmung der Lage des Objektmittelpunktes, weil das 
größte Signal näherungsweise am Flächenschwerpunkt des Objektes 
gemessen wird, und 

• Objekttiefenberechnung auf Grundlage der Differenzmessung des Signals 
von zwei vertikal übereinander angeordneten Empfangsspulen. 

 
Mit AMOS und den ähnlich aufgebauten EMD1-Systemen wurden in den 
vergangenen Jahren zahlreiche Referenzprojekte mit Erfolg bearbeitet, unter 
anderem 
 

• auf dem Truppenübungsplatz Münsingen 
• auf dem militärischen Teil des Flughafens Berlin-Tegel 
• auf diversen Flugplätzen im In- und Ausland 
• auf der Standardized UXO Test Site auf dem des US Army Aberdeen Proving 

Ground, MD, USA, und bei der 
• Sondierung von Fahrbahnflächen auf Straßen und Autobahnen im Zuge des 

Neubaus bzw. der Instandsetzung. 
 
Ziel des Vortrags ist es,  
 

• anhand einiger der o.g. Beispiele die Vorzüge der elektromagnetischen 
Flächensondierungen gegenüber magnetischen Flächensondierungen bei 
bestimmten Anwendungsfällen zu veranschaulichen, 

• die Grenzen der Detektion mittels elektromagnetischer Verfahren aufzuzeigen 
(Detektionstiefen, Grenzen der Anwendung), 

• und die Synergien von magnetischer und elektromagnetischer 
Flächensondierung bei gemeinsamer Anwendung auf einer 
Untersuchungsfläche zu diskutieren. 
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LUFTBILDDATENBANK 

Ing.-Büro Dr. Carls 

St. Mauritius Str. 30 

97230 Estenfeld 

Tel: 09305 / 9000 20 

Fax: 09305 / 9000 23 

email: info@luftbilddatenbank.de 

internet: www.luftbilddatenbank.de 

 
 
Dipl.-Geogr. Johannes Kröckel 
  
Geboren am 10. März 1978 in Bad Kissingen 
 
1997 Abitur in Bad Kissingen  
 
1997-1998 Zivildienst im Alexianerkrankenhaus Köln 
 
1998-2004 Studiengang Diplom-Geographie an der Julius-Maximilians-Universität 
Würzburg 
 
seit 2001 Mitarbeiter Luftbilddatenbank Ing.-Büro Dr. Carls  
 
 
 
 
Nachkriegsluftbilder - ein Hilfsmittel auch für die Kampfmittelbeseitigung? Die 

Erschließung und Freigabe "neuer" Bestände bietet neue Möglichkeiten 
 
 
Historische Luftbilder spielen heute für viele sicherheits-, planungs- und 
umweltrelevante Fragestellungen eine bedeutende Rolle. Für die Ermittlung und 
Lokalisierung potentieller Kampfmittelbelastungen, die durch strategische und 
taktische Luftangriffe sowie  Bodenkämpfe während der Zeit des Zweiten Weltkriegs 
verursacht wurden, sind Kriegsluftbilder ein entscheidendes Hilfsmittel.  
Der Großteil der Alliierten Kriegsluftbilder ist im Wesentlichen in den beiden 
Luftbildarchiven in Großbritannien (Royal Commission on the Ancient and Historical 
Monuments of Scotland, RCHAMS, Edinburgh) sowie in den USA (National Archives 
Record Administration, NARA, College Park) recherchierbar. Weitere Luftbildarchive 
im In- und Ausland sind für den Kriegszeitraum zumindest in quantitativer Hinsicht 
von untergeordneter und eher ergänzender Bedeutung. Diese Archivbestände gelten 
heute, bezogen auf die Kriegszeit (September 1939 bis Mai 1945) sowie die frühe 
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Nachkriegszeit (Juni-Dezember 1945), für die Bundesrepublik als weitestgehend 
erschlossen. 
 
Aus der Fachliteratur ist bekannt, dass die Alliierten auch nach Kriegsende in Ihren 
jeweiligen Besatzungszonen intensiv Luftaufklärung betrieben. Bis in die jüngste 
Vergangenheit waren jedoch Befliegungen in nennenswertem Umfang erst aus den 
Jahren ab 1953 verfügbar; für die westlichen Bundesländer über das Bundesarchiv 
Koblenz, für die östlichen Bundesländer über die PRIRODA-Befliegung des 
sowjetischen Militärs aus 1953.  
Die zeitliche Befliegungslücke mit historischen Luftbildern von ca. 1946-1953 ergibt 
sich in erster Linie aus der Tatsache, dass die beiden Primärarchive NARA und 
KEELE keinen bzw. nur einen stark eingeschränkten Zugriff auf Bilder ab dem 
01.01.1946 gewähren.  
 
Erst seit 2004 besteht durch die Freigabe des britischen Militärarchivs JARIC 
(mittlerweile dem RCHAMS zugehörig) Zugriff auf Luftbilder aus der Zeit von 1946 - 
1953. Die Bildmaßstäbe dieser Befliegungen liegen hauptsächlich im Bereich 
zwischen 1:8.000 - 1:15.000. In folgenden beispielhaften Fragestellungen können 
diese Luftbilder die bereits vorhandenen Kriegsluftbilder auch in 
kampfmittelrelevanten Fragestellungen sinnvoll ergänzen:   

• Oftmals fehlen insbesondere aus den letzten Kriegstagen Luftbilder. 
Auswirkungen von Bodenkämpfen, Artilleriebeschuss und späten 
Tieffliegerangriffen sind somit in vielen Fällen luftbildsichtig nicht dokumentiert. 
Bilder aus 1946-1950 können unter Umständen und Erkenntnisse 
diesbezüglich liefern.  

• Erstdokumentation des Nachkriegszustands im detailliertem Maßstab. 
Ergänzung der häufig vorhandenen Casey-Jones-Befliegungen (Maßstab 
1:40.000), die bedingt durch den Maßstab Detailschärfe vermissen lassen.  

• Die Einschätzung der Gefährdungspotentiale von Gruben/Hohlformen im 
Umfeld von bombardierten Arealen. Das Wissen über den Zeitpunkt der 
Verfüllung dieser Gruben liefert erste Erkenntnisse über ein mögliches 
Gefährdungspotential dieser Gruben aus kampfmittelrelevanter Sicht. 

• Der Hauptnutzen dieses Luftbildbestands ist der Umstand, dass es besonders 
im Umfeld militärischer Liegenschaften in den ersten Nachkriegsjahren zu 
umfangreichen Aktionen zur Sammlung, Sortierung und Vernichtung von 
Kampfmitteln kam. Bilder aus der Zeit 1946-1950 können diese 
Munitionsvernichtungen zeitnah dokumentieren, und liefern somit 
Erkenntnisse über die Ausdehnung und den Typ dieser Vernichtungsstellen. 

 
 
Fazit: 
Die Erschließungsarbeiten zum Nachkriegsbestand JARIC sind momentan noch 
nicht vollständig abgeschlossen. Jedoch zeigt sich, dass auch für den Zeitraum 
1946-1952 umfangreiches Luftbildmaterial zur Bundesrepublik Deutschland zur 
Verfügung steht. In Abhängigkeit von der Fragestellung und der generellen 
Abdeckungsqualität des Untersuchungsgebietes mit Kriegsluftbildern aus 1945 kann 
das Hinzuziehen dieser Nachkriegsluftbilder aus den Jahren ab 1946 auch aus 
kampfmittelrelevanter Sicht von Nutzen sein. 
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Rechtsanwalt in Würzburg, geb. 1949. 
 

Studium der Staats- und Rechtswissenschaften sowie Volkswirtschaft in Würzburg, 
Assessorexamen 1975, Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für Völkerrecht, 
Europarecht und internationales Wirtschaftsrecht der Universität Würzburg von 1975 
bis 1982. Seit 1983 Rechtsanwalt und Repetitor, seit 1989 Fachanwalt für Verwal-
tungsrecht, Senior Lawyer der Kanzlei BAUMANN Rechtsanwälte Würzburg, seit 2005 
Mitglied der Satzungsversammlung der Bundesrechtsanwaltskammer.  

 
1. Funktionen u.a.: 

seit 1991 Beiratsmitglied bei der Interdisziplinären Gesellschaft für Umweltme-
dizin (IGUMED) e. V.; seit 1992 Vorstandsmitglied der Deutschen Gesellschaft 
für Umwelt- und Humantoxikologie (DGUHT) e. V., seit 2001 Vorsitzender des 
Beirats der Studiengruppe Entwicklungsprobleme der Industriegesellschaft 
(STEIG) e. V., seit 2005 Mitglied der Geothermischen Vereinigung e. V., seit 
2005 Mitglied der Satzungsversammlung der Bundesrechtsanwaltskammer  

 
2. Weitere Mitgliedschaften u. a. : 

- BUND für Umwelt- und Naturschutz e. V. 
- Deutscher Anwaltsverein e. V. 
- Deutscher Juristentag e. V.,  
- Interessengemeinschaft Kommunale Trinkwasserversorgung (IKT) e. V. 
- Gesellschaft für Umweltrecht e.V. 
- Rechtsanwaltskammer Bamberg 
- Rechtsanwaltsverein Würzburg e. V.  
- Verein Deutscher Ingenieure (VDI) 
- Verein zur Förderung des Instituts für das Recht der Wasser- und Entsor-

gungswirtschaft an der UNI Bonn e. V. 
- Verein zur Förderung umweltrechtlicher Forschung e.V. 

 
Einschlägige Veröffentlichungen 

Der Grundrechtsvorbehalt der „sozialadäquaten technisch-zivilisatorischen Risiken“ 
und der exekutive Gestaltungsspielraum“, JZ 1982, S. 749ff.; Bau-
mann/Roßnagel/Weinzierl (Hrsg.), Rechtsschutz für die Umwelt im vereinigten 
Deutschland, 1992; Verfassungsrechtliche Fragen der Endlagerung atomarer Abfälle, 
1995.; Baumann/Eiding (Hrsg), Handbuch Verwaltungsrecht - Muster und Erläute-
rungen, 2002; Die Feststellungs- und Konzentrationswirkung von luftverkehrsrechtli-
chen Planfeststellungsbeschlüssen, EurUP, 08/2005, S. 179 ff.; Wertverluste bei Inf-
rastrukturplanungen, 2009; Gefahrenschutz und Vorsorge im rechtsstaatlichen Gefü-
ge, 2009; Straf- und zivilrechtliche Haftung bei Maßnahmen der Innenraumanalytik 
und umweltmedizinischen Behandlungen, 2009 
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„Sprengstoffrechtliche Vorgaben bei der  

Vergabe von Projekten“ 

A. Problemaufriss 

Wer einen Kampfmittelräumdienst betreibt, muss nach den nationalen Vorschriften 
(SprengG, 1. SprengVO, Allg. Verwaltungs-Richtlinie) Eignungsnachweise vorlegen 
können. Will die öffentliche Hand einen Auftrag für Leistungen aufgrund haushalts-
rechtlicher Vorschriften zur Kampfmittelräumung an ein Räumunternehmen verge-
ben, muss das Vergaberecht zwingend Beachtung finden. Bei europaweiter Aus-
schreibung ist der Wettbewerb unabweisbar auch für Unternehmen aus den EU-
Mitgliedstaaten offen.  
Angesichts der aus deutscher Sicht hohen fachlichen Anforderungen an deutsche 
Kampfmittelräumer in Leistungsbeschreibungen stellt sich die Frage, welches Niveau 
im europaweiten Wettbewerb eingehalten werden muss. Sind in etwa deutsche öf-
fentliche Auftraggeber an die Kriterien für die Vergabe von Kampfmittelräumungen 
der nationalen Vorschriften (z. B. § 9 SprengG, §§ 29 ff. SprengVO) gebunden, mit 
der Folge, dass Bieter aus Mitgliedstaaten mit „niedrigerem Standard“ faktisch in 
Deutschland nie zum Zuge kommen könnten?  

Diese Frage wird sich umso häufiger stellen, wie aufgrund der Europäischen Dienst-
leistungsrichtlinie mehr und mehr EU-Bürger (wohl auch verstärkt aus Osteuropa) auf 
den deutschen Markt drängen werden.  

B. Persönliche Anforderungen im Sprengstoffrecht 

Das Sprengstoffrecht fordert die geeignete Fachkunde, die persönliche Eignung und 
die Zuverlässigkeit als Erlaubnis- und Tätigkeitsvoraussetzung. Die Fachkunde um-
fasst ausreichende technische Kenntnisse über die Empfindlichkeit und Wirkungs-
weise von explosionsgefährlichen Stoffen sowie deren Handhabung und Anwen-
dung, die Ursachen und Folgen des Unbrauchbarwerdens von explosionsgefährli-
chen Stoffen, die zu treffenden Maßnahmen zur Sicherheit des Lebens und der Ge-
sundheit Beschäftigter oder Dritter und zur Abwendung von Gefahren für Sachgüter 
sowie ausreichende rechtliche Kenntnisse der Vorschriften über den Umgang und 
Verkehr mit explosionsgefährlichen Stoffen soweit diese für die Ausübung der jeweils 
beabsichtigten Tätigkeit erforderlich sind. Diese Kenntnisse sind vor Beginn der Tä-
tigkeit durch eine Prüfung nachzuweisen. Wer selbstständig als Unternehmer mit 
explosionsgefährlichen Stoffen umgehen will oder den Verkehr mit explosionsgefähr-
lichen Stoffen betreiben will, bedarf einer Erlaubnis, welche versagt werden kann, 
wenn die erforderliche Fachkunde nicht nachgewiesen oder die erforderliche persön-
liche Eignung bzw. die erforderliche Zuverlässigkeit nicht besteht. Die Behörde prüft 
das Vorliegen der Voraussetzungen spätestens nach Ablauf von 5 Jahren wieder.  
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C. Vergaberechtliche Vorgaben  

Auch nach der grundlegenden Überarbeitung des deutschen Vergaberechts in den 
Jahren 2008-2010 ist die Grundstruktur als solche unangetastet geblieben. Von der 
jeweiligen gesetzlichen Ebene wird über eine oder zwei Stufen auf nachgeordnete 
Rechtsvorschriften verwiesen („Kaskadenprinzip“).  

Darüber hinaus ist das deutsche Vergaberecht durch eine markante Zweiteilung ge-
prägt: Für die lediglich nationale Vergabe von Bau-, Liefer- und Dienstleistungsauf-
trägen gelten andere Bestimmungen als für die europaweite Vergabe dieser Aufträ-
ge; ob eine europaweite Vergabe erforderlich ist, hängt davon ab, ob der geschätzte 
Gesamtauftragswert für die jeweilige Auftragsvergabe den jeweils relevanten EU-
Schwellenwert erreicht oder übersteigt.  

Bei nationaler Vergabe sind die am Haushaltsrecht gebundenen Stellen zur Beach-
tung von VOB/A (Bauleistungsvergabe) und die VOL/A (Liefer- und Dienstleistungen) 
verpflichtet. Das bei europaweiten Auftragsvergaben anzuwendende Recht beruht im 
Kern auf gemeinschaftsrechtlichem Richtlinienrecht, nämlich der Richtlinie 
2004/17/EG für die Vergabe von Bau-Liefer- und Dienstleistungen durch allgemeine 
öffentliche Auftraggeber sowie der Richtlinie 2004/18/EG, welche die europaweite 
Vergabe von Bau-, Liefer- und Dienstleistungen durch sog. Sektorenauftraggeber 
(Verkehr, Trinkwasser, Energie) regelt.  

Bieter in den einschlägigen Vergabeverfahren müssen Nachweise der Fachkunde, 
Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit abgeben (vgl. z. B. § 6 Abs. 3 Ziffer. 1 
VOB/A). Diese Eignungskriterien sind unbestimmte Rechtsbegriffe; der Auftraggeber 
kann diese unter Gewichtung der von ihm für maßgebend erachteten Eignungs-
merkmale im Rahmen eines Beurteilungsspielraums gewichten und festlegen. Dabei 
muss er das vorgeschriebene Verfahren einhalten, den Sachverhalt zutreffend ermit-
teln, sachwidrige Erwägungen vermeiden und allgemeine Bewertungsgrundsätze 
beachten.  

D. Besonderheiten bei europäischen „Dienstleistern“ 

Ausgangspunkt ist für deutsche öffentliche Auftraggeber das bundesdeutsche Recht, 
nach dem sich die Eignungsmerkmale grundsätzlich richten.  

Wesentliche Intention des Europarechts ist aber der Abbau der nationalen Zugangs-
beschränkungen, eine Harmonisierung der nationalstaatlichen Rechtsordnungen ist 
daher auch im Hinblick auf die Kampfmittelräumung erforderlich. So wurden die An-
forderungen an eine Erlaubnis zwischenzeitlich an die neue Situation angepasst. Die 
Richtlinie über Dienstleistungen im Binnenmarkt (2006/123/EG) vom 12.12.2006 ver-
langt eine Überprüfung der Verfahren und Formalitäten für die Aufnahme und die 
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Ausübung einer Dienstleistungstätigkeit; soweit diese Verfahren zu kompliziert sind, 
müssen sie von den Mitgliedsstaaten vereinfacht werden.  

Gem. § 39 SprengG werden an den Nachweis der Fachkunde für Unionsbürger, 
Staatsangehörige eines EWR-Vertragsstaats oder der Schweiz Erleichterungen vor-
gesehen. Erleichterungen des Nachweises ergeben sich auch aus § 40 SprengG.  

Das gilt auch für § 13 b GewO, der als Nachweis für die Zuverlässigkeit und für ge-
ordnete Vermögensverhältnisse von Gewerbetreibenden aus einem anderen Mit-
gliedsstaat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkom-
mens für den europäischen Wirtschaftsraum Unterlagen als ausreichend anerkennt, 
die im Herkunftsstaat ausgestellt wurden und die belegen, dass die Anforderungen 
an die Zuverlässigkeit und die geordneten Vermögensverhältnisse erfüllt werden. 
Entsprechendes gilt für den Nachweis der Versicherung finanzieller Risiken.  

E. Fazit 

In einer Ausschreibung kann demgemäß hinsichtlich der Eignung und der Nachweise 
nicht mehr verlangt werden, als dies die gesetzlichen Vorschriften tun. Der dort gere-
gelte Maßstab kann als Maximalanforderung bei der Ausschreibung angesehen wer-
den. Aus dem Gleichheitsgrundsatz ergibt sich, dass die Anforderung an deutsche 
Bewerber in einem Vergabeverfahren nicht höher sein können als die für ausländi-
sche Mitbewerber. Aufgrund der Harmonisierung gesetzlicher Vorschriften zur Fach-
kunde und zu deren Nachweis, zur persönlichen Eignung und zur Zuverlässigkeit 
vermindern sich daher die Anforderungen an diese Kriterien bei vergaberechtlichen 
Ausschreibungen generell. Unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnis-
mäßigkeit wären höhere Anforderungen im Sinn des deutschen Rechts ein Verstoß 
gegen die Dienstleistungsfreiheit in Europa. Verstöße hiergegen machen Ausschrei-
bungen rechtswidrig.  
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Beiträge des Amtes für Katastrophenschutz 
 
Zu diesem, dem Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein zugeordneten, Amt 
gehört der Kampfmittelräumdienst. Kampfmittelräumdienst und Katastrophenschutz sind 
die beiden Fachdezernate des Amtes. 
 
Claus Böttcher 
Stabsstelle Munition im Meer & Öffentlichkeitsarbeit 
 
Vita 
Herr Claus Böttcher arbeitet seit 2008 im Amt für Katastrophenschutz. Davor war der 
Diplom-Ingenieur für Forstwirtschaft in drei Verwendungen für die Landesforstverwaltung 
Schleswig-Holstein tätig. Als erfahrene, ehrenamtliche Führungskraft im Technischen 
Hilfswerk und qualifiziert als Katastrophenschutzexperte der Europäischen Kommission 
fand Böttcher nach der Auflösung der Forstverwaltung in Schleswig-Holstein eine 
spannende Verwendung im Amt für Katastrophenschutz. Für die Arbeitsgruppe „Munition 
im Meer“ bildet er die Geschäftsstelle und seit Einrichtung der Stabsstelle wurden ihm die 
Aufgaben der Öffentlichkeitsarbeit für das Amt übertragen, dazu gehört auch die 
einsatzbezogene Medienarbeit für den Kampfmittelräumdienst und im 
Katastrophenschutz. 
 
 

"Projekt Heidkate" Management eines mehrjährigen Räumprojektes einer 
küstennahen maritimen Kampfmittelaltlast in einem Schutzgebiet von 
gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH) und vor den Stränden wichtiger 

Fremdenverkehrsgemeinden an der Ostsee 
 
Zusammenfassung 
 
Als Seiteneinsteiger in das Themenfeld Kampfmittelräumung und in das Projekt 
„Räumstelle Kolberger Heide / Heidkate“, allerdings mit guten Kenntnissen der Ökologie, 
des Naturschutzes und der Kommunikation, lag der Schwerpunkt der Arbeit zunächst beim 
Lernen. Eine gute Voraussetzung zur Integration von so unterschiedlichen Disziplinen. 
 
Die Konzeption, Planung und Durchführung erster Maßnahmen der Strategie der 
Kooperation zur Erreichung gemeinsam gesteckter Ziele kann als Phase 1 des 
Projektplans beschrieben werden. Dabei spielte die Zusammenstellung und Erläuterung 
von wissenschaftlichen Gutachten und die zusammenfassende und bewertende 
Veröffentlichung von Ergebnissen der unterschiedlichen Untersuchungen eine große 
Rolle. Es musste der Spagat zwischen einer Aufbereitung für eine Landtagsbefassung und 
der Veröffentlichung im Internet gelingen, genau wie die terminliche Steuerung von 
Medieninformationen, so dass keine Handlung des Kampfmittelräumdiensts vor Ort als 
Überraschung für die Betroffenen wahrgenommen wurde. 
 
In einer zweiten Phase des Projektes Stand die Verbreiterung des wissenschaftlichen 
Forschungsansatzes und die wirtschaftliche Optimierung der Maßnahme selbst im 
Vordergrund. Forderungen des Arbeitsschutzes und die wiederholte Anpassung an 
Ressourcen der beteiligten Verwaltungen haben diesen Prozess mehrfach beeinflusst und 
teilweise deutlich erschwert. 
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In einer dritten Phase muss nun die Überleitung von Forschung in die Praxis gelingen. 
Unter Beibehaltung des wissenschaftlichen Monitorings muss die Effizienz weiter 
gesteigert werden, um einen Abschluss der heute absehbaren Arbeiten prognostizieren zu 
können. Das wünschen sich die einen, die einen Konflikt in der Unterbrechung einer 
notwendigen Gefahrenabwehrmaßnahme sehen, wie die anderen, die ihr wunderschönes 
Ostseebad, mit großer Bedeutung für den Sommertourismus, nicht länger in Schlagzeilen 
mit „Minen, Sprengungen und giftigen sprengstofftypischen Verbindungen im Wasser“ 
genannt sehen wollen. 
Auch die für die Sicherheit der Ansteuerung des Kieler Kreuzfahrerhafens (über 130 
Besuche pro Jahr) verantwortlichen Nautiker haben ein großes Interesse am erfolgreichen 
Abschluss der Maßnahme. 
 
Als Phase vier wird daher die Rehabilitation des Küstenabschnittes im Kreis Plön 
gesehen, denn erst, wenn der Kampfmittelräumdienst auch das Image als wirklich sicherer 
Abschnitt der Ostsee wieder herstellen konnte, kann die Arbeit als erfolgreich 
abgeschlossen angesehen werden. Zur Vorbereitung dieser Schlussphase werden heute 
die Partner in der Tourismus- und Werbebranche identifiziert und entsprechende Ideen 
konkretisiert, damit die erforderliche Zeit bleibt, um engagierte Partner für so eine 
Kampagne zu gewinnen. 
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1961 Geb. in Wr Neustadt 
 

1982 Abschluss der Fachschule Bundeslehranstalt für Elektrotechnik 
 

1982 Eintritt österreichisches Bundesheer 
Ausbildung als Pioniertaucher / Kampfschwimmer 

 
1989 Eintritt beim Entminungsdienst im  

Bundesministerium für Inneres 
 

2000 Leiter der Taucheinsatzgruppe Entminungsdienst 
 

2010   Referatsleiter Entminungsdienst 
 
 
Aufgaben des Entminungsdienstes 
 
Die Einsatzaufgaben des Entminungsdienstes umfassen die Bergung, Identifizierung, 
Untersuchung, Entschärfung, Vernichtung an Ort und Stelle, Verbringung, Behandlung, 
Zwischenlagerung und Unschädlichmachung aufgefundener noch sprengkräftiger 
Kriegsrelikte, die aus der Zeit vor dem Jahr 1955 stammen auch unter Wasser und im 
hochalpinen Gelände. Darüber hinaus obliegt dem Entminungsdienst die fachtechnische 
Beurteilung solcher Gegenstände, soweit ein Zusammenhang mit einer strafbaren Handlung 
gegeben ist. 
 
Rechtliche Grundlagen: 
 
Im Waffengesetz § 42 Abs 5 wird ausgeführt, dass bei sprengkräftigen Kriegsrelikten, die 
aus der Zeit vor 1955 stammen, die weitere Sicherung und allfällige Vernichtung 
gegebenenfalls Gutachtenerstellung dem Bundesministerium für Inneres obliegt. 
 
Langzeitzünderstatistik 
 
Seit 1954 gab es in Österreich 38 dokumentierte durch den Entminungsdienst behandelte 
Bombenblindgänger mit Langzeitbezünderung, daneben 7 spontane Selbstumsetzungen. 
 
Betrachtung einzelner Fälle 
 
17. Juli 2003 Explosion einer 250 kg Fliegerbombe in Salzburg 
7. November 2004 Unfall mit einem 40 Tonnen schweren Erdverdichter in Linz 
3. November 2006 Sprengung eines 250 kg Fliegerbombenblindgängers in Salzburg 
19. September 2009 Selbstdetonation in Wien 
4. Jänner 2011 Bergung eines 250 kg Fliegerbombenblindgängers unter Eis in Wien 
 

WOLFGANG KORNER, FOI 
REFERATSLEITER II/BK/6.3.2 EMD 
SCHLICKPLATZ 6 

A-1090 WIEN 

TEL: +43-1- 24836-85843 

FAX: +43-1- 24836-85891 

MOBIL: +43-664-5488o97 

WOLFGANG.KORNER@BMI.GV.AT 
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Peter Kotschura 

Jahrgang 1949 

Feuerwerkerlehrgang 1974 – 1975 

EOD Ausbildung 1977 

1978 ziv. Kampfmittelbeseitigung im Land Hessen 

- FundKdo Führer 

- Ltr. Vernichtungsplatz Land Hessen 

1999 Einsatz humanitäre Minenräumung in Angola 

2000 Niederlassungsleiter Kampfmittelräumfirma 

zurzeit Mitarbeiter Kampmittelräumdienst Rheinlandpfalz 

Wetzlar 1990 

Zeitlicher Ablauf  

Donnerstag 09. August 1990  ANRUF Polizei  Wetzlar: 

„ Kinder haben beim Baden in der Dill in unmittelbarer Nähe der Firma Buderus eine 
Bombe gefunden“ 

Nach Eintreffen am Fundort: 

Bombe wurde  identifiziert als SAP 1000 lb (US) mit LZZ M124.  
Nach Rücksprache mit Ltr KMRD  Land Hessen  und Werksleitung  Fa. Buderus 
wurde  Entschärfung für Freitag den 10.Aug. bei Schichtwechsel vorgesehen. 

Vorbereitungen zur Entschärfung: 
Fa. Buderus: 
- schließt verschiedene Wehre zum Absenken des Wasserspiegels der Dill. 
- bei Schichtwechsel, alte Schicht verlässt Firmengelände, neue Schicht  
   verbleibt außerhalb des Gefahrenbereiches. 
KMRD : 
- Entschärfung nach gleicher Methode wie einige Jahre vorher bei Fund 
  von einer SAP 1000 lb (US) mit gleicher Bezünderung in unmittelbarer Nähe. 
Polizei: 
- Absperrung des Gefahrenbereiches 

Entschärfung: 

Entschärfung durch Lukaspresse schlug fehl 

Bei Vorbereitungen zu weiteren Maßnahmen kam es zur Selbstdetonation  
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Einführungslehrgang für Kampfmittelräumarbeiter / Sondierer  
 
Diese Ausbildung ist nach § 35 Abs 3a als anerkannter Lehrgang für die Zulassung zum 
Grundlehrgang für fachtechnisches Aufsichtspersonal in der Kampfmittelbeseitigung geeignet. 
 
Für die erfolgversprechende Qualifizierung sollte der Lehrgangsteilnehmer/in in den Bereichen 
Detektion eingesetzt worden sein und an einer Firmenschulung für Detektionsgeräte 
teilgenommen haben. Die Beachtung dieser Vorschläge lässt ein Erreichen des Lehrgangszieles 
und der späteren Qualifizierung erwarten. 
 
Das Ausbildungsprofil umfasst die Vermittlung von Kenntnissen und Fertigkeiten eines Mitarbeiters 
in der Kampfmittelräumung, der eine spätere Qualifizierung zur fachtechnischen Aufsichtsperson 
in der Kampfmittelbeseitigung anstrebt.  

 
Zulassungsvoraussetzungen: 
Unbedenklichkeitsbescheinigung nach § 34 Abs. 2  der 1. SprengV  
Persönliche Eignung nach § 8b SprengG 
und 
Nachweis  einer  mindestens 12 monatigen praktischen Beschäftigung in den Aufgabenfeldern 
der Kampfmittelbeseitigung unter Anleitung von fachtechnischen Aufsichtspersonen.  

 
Lehrgangsdurchführung:  
Der Lehrgang wird in einem Modul durchgeführt und hat ausschließlich theoretische Inhalte.  

 
Lehrgangsinhalte: 
Rechtsgrundlagen - Sprengstoffrecht, Gefahrgutrecht, Sicherheitstechnische Regeln in der 
Kampfmittelräumung und bei Erd(bau)arbeiten. 
Munitionsspezifische Grundlagen, Munitionstechnik, Planung und Vorbereitung der Arbeiten auf 
Räumstellen, Auswertung von Unfällen und Vorkommnissen, Vermessung und Verfahren, 
Geräte, Maschinen und Anlagen bei der Durchführung der Arbeiten. 
Prüfung Abschlussprüfung in den Bereichen Recht und Munitionstechnik   

 
Abschluss: 
Prüfungszeugnis  

 
Lehrgangskosten:  1700,00 Euro  
Darin enthalten sind das Lehrmaterial, anfallende Prüfungsgebühren,  
Unterkunft im Einzelzimmer mit Dusche/WC und Vollpension im Europa-Haus Marienberg und 
der MWSt-Anteil, der aufgrund der USt-Befreiung nach § 4 Nr. 21 UStG verbleibt. 

 
Zertifizierung nach AZWV und Förderfähigkeit 
Wir sind zertifiziert nach AZWV, dadurch ist diese Ausbildung über die Agentur für Arbeit 
förderfähig. 
 

Termin:  21.03. – 01.04.2011 
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Wiederholungslehrgang “Verfahren der Kampfmittelbeseitigung“ 

gemäß § 32 Abs. 4 der 1. SprengV    
 

vom 09. - 12. März 2011 
 

 
Lehrgangskosten:    695,00 € 
Darin enthalten sind das Lehrmaterial, anfallende Prüfungsgebühren, die Unterkunft 
im Einzelzimmer mit Dusche/WC und Vollpension im Europa-Haus Marienberg und 
der MWSt-Anteil, der aufgrund der USt-Befreiung nach § 4 Nr. 21 UStG verbleibt. 
 
 
Der Lehrgang wird am Mittwoch, den 09.03.2011, um 11.00 Uhr beginnen 
und endet am Samstag, den 12.03.2011, am späten Vormittag. 
 
Der Stoffplan umfasst 35 Ausbildungsstunden. 
  
Lehrgangsort:  56470 Bad Marienberg / WW 
Fachliche Leitung:  Gerhard Schmitt 
 
Der Absolvent erhält eine Bescheinigung zur Vorlage bei der Behörde zur 
Verlängerung der Gültigkeit seines Befähigungsscheines nach § 20 SprengG. 
 
Die Anmeldung wird schriftlich, per Email info@dfabgmbh.de, per Fax 02667/1574 
oder Brief ab sofort entgegen genommen. 
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Titel Vorname Name Dienststelle/Unternehmen
Dipl.-Geol. Heino Acke Arge PMK - Projektmanagement Kampfmittel
Dipl.-Biol. Jürgen Agarius Agarius & Dr. Weth - Beratende Ingenieure -
TF Edgar Anders Tauber Delaborierung GmbH

Gustav Baar KMB Kampfmittelbergung GmbH
Michael Baganz GEKA mbH 
Oliver Bartsch Ebinger Prüf- und Ortungstechnik GmbH

Dr. H.-Joachim Bauer Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtsch.u.Verbraucherschutz NRW
Rechtsanwalt Wolfgang Baumann Rechtsanwälte Baumann Würzburg

Andreas Bernhardt Mull und Partner Ingenieurgesellschaft mbH
PHK Thomas Bleicher Zentrale Polizeidirektion Hannover Dezernat 55
Dr. Thomas Bollow ACOS - Altlasten - Controlling- und Servicegesellschaft mbH

Claus Böttcher Innenministerium Schleswig-Holstein - Amt für Katastrophenschutz - 
Dr. Jürgen Braunstein Vallon GmbH
Betr.-Meister Gerhard Breite Hettmannsperger Bohrgesellschaft mbH
Dipl.-Ing. Jens Brokmann Staatliches Baumanagement Lüneburger Heide

Dietmar Budow Röhll Munitionsbergung GmbH

Dr.rer.nat. Hans-Georg Carls Luftbilddatenbank Ingenieurbüro Dr. Carls
Karl-Heinz Clemens Bezirksregierung Arnsberg, KBD-WL
Thomas Clemm HPA - Hamburg Port Authority

Dipl.-Ing. Frank Dietsch Ebinger Prüf- und Ortungstechnik GmbH
Dipl.-Ing. Ingo Döring BAM Berlin

Ralf Drewes DFAB GmbH
Dipl.-Ing. Gerlinde Duda Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt

Dr. Dietrich Eckhardt BAM Berlin
CEO Franz Eder ANT Applied New Technologies AG

Hans-Peter Eser Bezirksregierung Arnsberg

Dipl.-Ing. Gregor Fleischmann Feuerwehr Hannover
Feuerwerker Hans Frenken Tauber DeDeComp GmbH
Dipl.-Ing. Lutz Fritsche GRV LUTHE Kampfmittelbeseitigung GmbH
BOI Thomas Funke Stadt Braunschweig - Abteilung Umweltschutz -
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Titel Vorname Name Dienststelle/Unternehmen

RAR'in Angela Gänzle Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 
Sven Geisler Wasser- und Schifffahrtsamt Berlin

TA Gerhard Gossens Regierungspräsidium Darmstadt Dez. I 18 Kampfmittelräumdienst
Dipl.-Ing. Jochen Göttig CEG Consulting-Engineers Göttig

Hans-Jürgen Gottwald Gottwald Ortungstechnik
Gabi Gottwald Gottwald Ortungstechnik

Dr. Axel Gruhn HPA - Hamburg Port Authority

Rainer Hassfurter H.B.S. Munitionsbergung
Ralf Heckert Neubauamt für den Ausbau des Mittellandkanales in Hannover

Dr. Andreas Heil Tauber DeDeComp GmbH
RAR´in Undine Heise Bundesanstalt für Immobilienaufgaben

Thomas Hennicke Ingenieurbüro Thomas Hennicke
OAR'in Beate Hochscheid-Klein Bundesministerium der Finanzen

Peter Hoffeins Ebinger Prüf- und Ortungstechnik GmbH
Dipl.-Ing. Benedikt Hohenreiter Wasser-und Schifffahrtsamt Koblenz

Marco Horn Freie- und Hansestadt Hamburg -Landesbetrieb StrBrGew-
Renè Huschenbett BDFWT

Uta Jennert Ebinger Prüf- und Ortungstechnik GmbH

Dipl. jur. Rudi Kampa Kampa Kampfmittelbergung
Dipl.-Ing. Björn Kampa Kampa Kampfmittelbergung
OAR'in Christel Kämpf Thüringer Ministerium für Soziales, Familie und Gesundheit
Dipl.-Ing. Charles Karwiese Bohr- und Sprengtechnik Adolf Alexander KG GmbH &Co

Torsten Kienas Franz Lutomsky GmbH
Gerhard Kilian

Dipl.-Ing. Jürgen Klatt Landkreis Celle - Der Landrat, Amt für Umwelt und ländlichen Raum
Dipl.-Ing. Gerhard Knapp Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main
NL-Leiter Peter Kockel Heinrich Hirdes Kampfmittelräumung GmbH

Johannes Köppler Deutsche Bahn AG, Sanierungsmanagement
Dipl.-Ing. (FH) Harry Kordesch US Army Grafenwöhr
FachObInsp Wolfgang Korner Bundesministerium für Inneres BKA 6.3.2 EMD 
Feuerwerker Peter Kotschura
Dipl.-Geol. Martin Kötter INSTITUT FÜR ANGEWANDTE HYDROGEOLOGIE GbR
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Titel Vorname Name Dienststelle/Unternehmen
RDir Wilfried Krämer Zentraldienst der Polizei KMBD Brandenburg
Dr. Walter Kretschmer Niedersächs.LA für Bergbau, Energie und Geologie
Dipl.-Geograph Johannes Kröckel Luftbilddatenbank Ingenieurbüro Dr. Carls
Dipl.-Ing. Ralf Kröger Taucher Knoth (Nachf.) GmbH & Co.KG

Thomas Krohn Feuerwehr Hannover
Stefan Kroll OFD Niedersachsen - Bau und Liegenschaften

Dipl.-Ök. Frank Küchler DAKKS Deutsche Akkreditierungsstelle GmbH
Dr. Martin Kußmaul Arge PMK - Projektmanagement Kampfmittel

StHptm Roland Landenberger Bundesministerium der Verteidigung Fü H II 5
Dipl.-Ing. Susanne Langer OFD Niedersachsen - Bau und Liegenschaften
Dipl.-Ing. Arnd Lemhöfer compositionX GmbH

Monika Lemhöfer compositionX GmbH
Leiter KMRD Horst Lenz Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion Trier (RLP)

Tino Leutnitz GRV LUTHE Kampfmittelbeseitigung GmbH
GF Kaus Löhle Schollenberger Kampfmittelbergung GmbH
Vae Silvia Lucas Thüringer Ministerium für Soziales, Familie und Gesundheit

Olaf Machnik Technisches Polizeiamt Sachsen-Anhalt
TA Fabian Mager Landesbaudirektion an der Autobahndirektion Nordbayern
Dipl.-Ing. Kramer Manfred Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Hannover

Dirk Metzko HPA - Hamburg Port Authority
Klaus Middeldorf Ingenieurgesellschaft mbH Knabe Enders Dührkop

Dipl.-Ing. Robert Mollitor Landesamt für zentrale Aufgaben und Technik der Polizei
Amtsrat Peer Müller Regierungspräsidium Stuttgart -KpfmBesD Baden-Württemberg
Dipl.-Geograph Wolfgang Müller Luftbilddatenbank Ingenieurbüro Dr. Carls

Dipl.-Ökonom Manfred Nesswetter Bundesrechnungshof - Prüfungsamt des Bundes Magdeburg
GF Bernd Neumann UAB Unterwasserarbeiten und Bauleistungsgesellschaft FFO mbH
Prof. Jürgen Niemeyer Georg-August-Universität Göttingen
Dipl.-Geoökol. Martin Nöbel Arge PMK - Projektmanagement Kampfmittel

Frank Noll Freie- und Hansestadt Hamburg -Landesbetrieb StrBrGew-
Joachim Noparlik Zentrale Polizeidirektion Hannover Dezernat 55
Bernd Nötzold Technisches Polizeiamt Sachsen-Anhalt
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Titel Vorname Name Dienststelle/Unternehmen
Dieter Oppermann KAMISERV GmbH
F.-Wilhelm Otte Landkreis Soltau-Fallingbostel

Dr.-Ing. Andreas Pardey BG Bau Prävention Fachausschuss Bauwesen
Stefan Plainer EOD Munitionsbergung GmbH

Dipl.-Ing. Jürgen Reich Landesamt für Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz und techn.Sicherheit
Dipl.-Ing. Heinz Reinert Landesbetrieb Liegenschafts- und Baubetreuung NL Trier
Dipl.-Ing. Thorsten Rentsch ANT Applied New Technologies AG
Dr.rer.nat. Thomas Richter Bo-Ra-tec GmbH Gesellschaft für Ingenieur- und Umwelttechnik

Andreas Rippert Polizei Bremen, Zentrale Technische Dienste, ZTD 14 - Kampfmittelräumdienst

Harald Sahlender Wasser- und Schifffahrtsamt Aschaffenburg
Reinhard Scheler KaMiSu Kampfmittelsuche

Dr.-Ing. Alexander Schenk Institut für Werkstoffkunde Unterwassertechnikum Hannover
Dipl.-Ing. Stefan Schiessl TERRASOND Kampfmittelräumung GmbH

Jürgen Schindler Thüringer Ministerium für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt  und Naturschutz
Feuerwerker Dietmar Schmid Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion Trier (RLP)

Norbert Schmidt Tauber DeDeComp GmbH
Gerhard Schmitt Projektorganisation Gerhard Schmitt
Isolde Schmitt DFAB GmbH
Reinhold Schmitz Bezirksregierung Arnsberg, KBD-WL
Veronika Schneider IC TEAM Bautzen Ges. für Zeitarbeit mbH, GSt Halberstadt
Ronny Schneider IC TEAM Bautzen Ges. für Zeitarbeit mbH, GSt Halberstadt

Feuerwerker Heinrich Bernhard Scho H.B.S. Munitionsbergung
Dipl.-Ing. Klaus Bernhard Schropp adsett GmbH
Hauptmann Jörg Schulze TrÜbPl Munster Gruppe KpfmBes
Stadtamtsrat Hans Schumacher Fachbereich Sicherheit und Ordnung
Oberst im Generalstab Walter Schweizer Schweizer Armee Kompetenzzentrum KAMIR  
Dipl.-Geol. Alexander Schwendner LGA Institut für Umweltgeologie und Altlasten GmbH

Dieter Schwetzler Regierungspräsidium Darmstadt Dez. I 18 Kampfmittelräumdienst
Dipl.-Geol. Ronald Seifert JENA-GEOS-Ingenieurbüro GmbH

Wolfgang Söldner ili gis-services
Prof. Dr.-Ing. Wolfgang Spyra Brandenburgische Technische Universität Lehrstuhl Altlasten

Jens Sternheim Innenministerium Schleswig-Holstein - Amt für Katastrophenschutz - 
Sabine Strackharn Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Celle
Helga Straubinger Tauw GmbH
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Titel Vorname Name Dienststelle/Unternehmen
Truppführer Volker Tetz Hettmannsperger Bohrgesellschaft mbH

Michael Thomas Wasserstraßen-Neubauamt Aschaffenburg
Dipl.-Ing. Reinhard Timm Ingenieurbüro Timm

Bernd-Siegfried Unger Josef KAIM GmbH
Burkhard Unterstell DB International GmbH

Dipl.-Ing. Rainer Vogel Sensys GmbH
Christian Voigts KMB Kampfmittelbergung GmbH

Feuerwerker Peter Waffler EMC Kampfmittelbeseitigungs GmbH
Dr.-Ing. Peter Jens Wagner Dr. P.J. Wagner Ltd. Ges.f. umwelt- und bautechnische Gutachten
TAR Petra Wahliß Staatliches Bauamt Nürnberg

Hagen Wallburg BLM GEOTEST GmbH
Hptm Karsten Waller LwAusbKdo - FachAbtAusb II a -

Hans Warfsmann KMB Kampfmittelbergung GmbH
BL Andreas West Tauber Delaborierung GmbH
Dipl.-Ing. Dieter Weth Agarius & Dr. Weth - Beratende Ingenieure -
GF Thomas Wietfeldt Schollenberger Kampfmittelbergung GmbH
Dipl.-Ing. (FH) Harald Windhausen Wasser- und Schifffahrtsamt Cuxhaven
Dr.-Ing. Kay Winkelmann Sensys GmbH
Stabsfeldwebel Jürgen Wölk Zentrum für Verifikationsaufgaben der Bundeswehr

Stefan Zmers AVG Milieutechniek Heijen BV
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